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Antrag 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 


über den Antrag des Bundesministers der Finanzen 

betr. Entiastung der Bundesregierung wegen der Haushaits- und 
Vermögensrechnung des Bundes für das Haushaitsjahr 1970 
aufgrund der Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 
— Drucksache 7/8 — 


A. Problem 

Der Haushaltsausschuß hat die Beratungen über die Entlastung 
der Bundesregierung aufgrund der Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes für das Haushaltsjahr 1970 — Drucksache 7/8 — 
durchgeführt. Er war bestrebt nach dem jeweiligen Kenntnis- 
stand und unter Berücksichtigung der inzwischen eingetretenen 
Entwicklung Konsequenzen und entsprechende Maßnahmen zu 
veranlassen, die in den Haushaltsberatungen ihren Niederschlag 
finden. 


B. Lösung 

Der Bundesregierung kann für das Haushaltsjahr 1970 gemäß 
Artikel 114 GG nach Maßgabe des § 114 BHO Entlastung erteilt 
werden. 

Die Bundesregierung bzw. die zuständigen Bundesminister 
werden ersucht, den Feststellungen und Bemerkungen des Haus- 
haltsausschusses (Anlage) Rechnung zu tragen, den haushalts- 
rechtlichen Vorschriften zu entsprechen, Maßnahmen zur Steige- 
rung der Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung in die Wege zu 
leiten sowie die Beanstandungen der Handlungsweise einzelner 
Bediensteter diesen zur künftigen Beachtung zur Kenntnis zu 
bringen und die Durchführung der gebotenen Maßnahmen zu 
überwachen. 
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Ergänzende Darlegungen und noch offene Fragen sollen nach 
weiterer Berichterstattung geklärt und ggf. abschließend er- 
örtert werden. 

Der Bundesrat hat am 25. Mai 1973 beschlossen, der Bundes- 
regierung wegen der Bundeshaushaltsrechnung für das Haus- 
haltsjahr 1970 aufgrund der Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes Entlastung gemäß § 114 BHO zu erteilen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen; 

1. Der Bundesregierung wird gemäß Artikel 114 GG nach Maßgabe des § 114 
BHO Entlastung erteilt für das Haushaltsjahr 1970 aufgrund der Haushalts- 
und Vermögensrechnung des Bundes — Jahresrechnung 1970 — (Sonderdruck 
zu Drucksache VI/3347) und den dazu vorliegenden Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes (einschließlich der Bundesvermögensrechnung) — Drucksache 
7/8 — . Die Entlastung umfaßt auch die Sondervermögen des Bundes, für die 
kein abweichendes Entlastungsverfahren vorgesehen ist. 

2. Die Vierteljahresübersichten zu den über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
im Rechnungsjahr 1970 — Drucksachen VI/1557 und VI/2426 — sind in die Be- 
ratung einbezogen worden und werden für erledigt erklärt, über die während 
des Haushaltsjahres 1970 geleisteten über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
von Bedeutung hat der Bundesrechnungshof im Verfahren nach § 37 Abs. 4 
BHO berichtet. 

3. Der Bundestag faßt folgende Entschließung: 

a) Die Bundesregierung wird ersucht, bei der Aufstellung und der Ausführung 
der Bundeshaushaltspläne den Feststellungen und Bemerkungen des Haus- 
haltsausschusses (Anlage) Rechnung zu tragen, 

b) der Bundesminister der Finanzen wird ersucht, dafür Sorge zu tragen, daß 
den Feststellungen des Haushaltsausschusses zur Auslegung haushalts- 
rechtlicher Vorschriften (Anlage) entsprochen wird und Maßnahmen unter 
Berücksichtigung der Bemerkungen des Haushaltsausschusses (Anlage) zur 
Steigerung der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung in die Wege geleitet 
werden, 

c) die Bundesminister werden ersucht, die Beanstandungen der Handlungs- 
weise einzelner Bediensteter diesen zur künftigen Beachtung zur Kenntnis 
zu bringen und die Durchführung der gebotenen Maßnahmen unter Beach- 
tung der Einzelbemerkungen des Haushaltsausschusses (Anlage) zu über- 
wachen. 


Bonn, den 2. Juli 1974 

Der Haushaltsaussdiuß 

Leicht Röhner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Feststellungen und Bemerkungen des Haushaltsausschusses 

Der Haushaltsausschuß faßt das Beratungsergebnis des Rechnungsprüfungsaus- 
schusses zur Entlastung der Bundesregierung aufgrund der Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes zu der Bundeshaushaltsrechnung (einschließlich der Bun- 
desvermögensrechnung) für das Haushaltsjahr 1970 — Drucksache 7/8 — in den 
folgenden Feststellungen und Bemerkungen zusammen. 


Einleitung 


Zu Nr. 1 bis 4 

Allgemeine Prüfungsergebnisse 

Zu Nr. 5 bis 7 — Rechnungsergebnis — 

Zu Nr. 8 — Mitteilung nach § 97 Abs. 2 

Nr. 1 BHO — 

Zu Nr. 9 — Druck- und Darstellungsfeh- 

ler — 

Zu Nr. 10 ~ über- und außerplanmäßige 

Ausgaben — ■ 

Zu Nr. 11 bis 17 — Vermögensrechnung — 

Der Ausschuß nimmt die üblichen Hinweise des 
Bundesrechnungshofes auf den Gegenstand der Be- 
merkungen, die Zusammenarbeit mit anderen Rech- 
nungshöfen und den Stand des Entlastungsverfah- 
rens sowie die Pflichtbemerkungen nach der Bundes- 
haushaltsordnung zur Kenntnis. 

Der Ausschuß behält sich vor, zu gegebener Zeit 
die Probleme der Zusammenarbeit mit anderen 
Rechnungshöfen, vor allem die Errichtung eines eu- 
ropäischen Rechnungshofes, zu erörtern. 

Für die Berichterstattung bei den bevorstehenden 
und künftigen Haushaltsberatungen erwartet der 
Ausschuß vom Bundesrechnungshof die Vorlage ei- 
ner Liste der Ausgabereste zu den jeweiligen Ein- 
zelplänen, der die Bezugsgröße von mehr als 50 
Millionen DM oder mehr als 25 v. H. des Ansatzes, 
aber wenigstens 10 Millionen DM bei den jeweili- 
gen Titeln und Titelgruppen zugrunde gelegt wer- 
den soll. 

Der Ausschuß nimmt die Ausführungen des Bun- 
desrechnungshofes zu den über- und außerplanmä- 
ßigen Ausgaben zur Kenntnis, wonach sich die 
Haushaltsüberschreitungen im Haushaltsjahr 1970 
auf rd. 1,1 V. H. des Haushaltssolls gegenüber von 
rd. 8,3 V. H. im Haushaltsjahr 1969 beliefen. Zu den 
während des Haushaltsjahres 1970 geleisteten über- 
und außerplanmäßigen Ausgaben von Bedeutung 
hat sich der Bundesrechnungshof im Verfahren 
nach § 37 Abs. 4 BHO geäußert. Der Bundesrech- 
nungshof wird der Entwicklung der über- und au- 
ßerplanmäßigen Ausgaben auch weiterhin sein be- 
sonderes Augenmerk zuwenden. 


Besondere Prüfungsergebnisse 

Einzelplan 04 — Bundeskanzler und 

Bundeskanzleramt — 

Zu Nr. 18 bis 20 

Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung des Bun- 
desrechnungshofes zustimmend Kenntnis und er- 
sucht die Bundesregierung, künftig auch bei der 
Leistung von Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit in 
Verteidigungsfragen die Zweckbestimmung des 
Haushaltsansatzes sorgfältig zu beachten. 

Zu Nr. 21 bis 23 

Der Ausschuß hat von den Bemerkungen des Bun- 
desrechnungshofes zustimmend Kenntnis genom- 
men und die Erwartung ausgesprochen, daß bei der 
Beschaffung von Filmen künftig dem Gebot der 
Sparsamkeit mehr Rechnung getragen wird, insbe- 
sondere daß keine überwiegend personenbezogenen 
Filme beschafft und die Aufträge aufgrund eines 
vorangegangenen Wettbewerbs erteilt werden. Bei 
der Beurteilung der Frage der angemessenen Ko- 
sten für die Filmherstellung ist auch der zeitliche 
Spielraum, innerhalb dessen der Film eingesetzt 
und möglichst vielen Personen zugänglich ge- 
macht werden soll, zu berücksichtigen. 

Zu Nr. 24 und 25 

Der Ausschuß nimmt die Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zustimmend zur Kenntnis und er- 
sucht das Presse- und Informationsamt der Bundes- 
regierung, künftig dem Grundsatz der Sparsamkeit 
Rechnung zu tragen und darauf zu achten, daß Zu- 
sagen und Teilfinanzierungen erst gemacht werden, 
wenn die Gesamtfinanzierung eines Projekts gesi- 
chert ist. 

Elnzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Zu Nr. 26 bis 33 

Der Bundesrechnungshof hat zum Zeitpunkt der 
Vorlage seines Prüfungsberichtes für das Haus- 
haltsjahr 1970 noch nicht abschließend berichten 
können, weil ein vollständiger Überblick über die 
Gesamtkosten der XX. Olympischen Spiele noch 
nicht möglich war. In Nr. 28 bis 46 werden die ge- 
setzgebenden Körperschaften über einige Teilberei- 
che zur Entwicklung der Kosten des Baues olympi- 
scher Sportstätten und sonstiger Einrichtungen un- 
terrichtet. Dem Haushaltsausschuß ist mit der Vor- 
lage des Bundesministers der Finanzen vom 19. Fe- 
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bruar 1973 — • Ausschußdrucksache 21 des Haus- 
haltsausschusses — ein Zwischenbericht zur Ko- 
stenentwicklung und zum Kostenstand zugegan- 
gen. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
21. Februar 1973 beschlossen, nach der Abwicklung 
und wenn die Gesamtunterlagen erstellt und dem 
Ausschuß zugeleitet sind, noch einmal über die Ko- 
sten der Olympischen Spiele zu beraten und eine 
Stellungnahme abzugeben. 

Nach Darstellung des Bundesministers des Innern 
wird ein abschließender Bericht über die Gesamtko- 
sten der Olympischen Spiele nicht vor 1975 vorge- 
legt werden können. 

Der Ausschuß hat die Bemerkungen zu Nr. 26 bis 33 
vorbehaltlich der in den Jahren 1974 und 1975 zu 
erwartenden abschließenden Berichterstattung zur 
Kenntnis genommen. 

Zu Nr. 34 bis 46 

Im Verlauf der Erörterung der Beanstandungen des 
Bundesrechnungshofes über einige Teilbereiche der 
Olympischen Spiele rügt der Ausschuß, daß die 
Bundesregierung bis heute zu den vorliegenden 
Prüfungsbemerkungen nicht abschließend Stellung 
genommen hat. 

Der Ausschuß erwartet bis Ende 1974 die Vorlage 
eines Schlußberichts, in dem auch die vom Bund in 
den Aufsichtsrat der Olympia-Baugesellschaft ent- 
sandten Mitglieder persönlich zu den Vorwürfen 
des Bundesrechnungshofes Stellung nehmen. Die 
Bundesregierung wird gebeten, zu den in diesem 
Zusammenhang anstehenden Beratungen, einen der 
dem Aufsichtsrat der Olympia-Baugesellschaft sei- 
nerzeit angehörenden Vertreter des Bundes zu ent- 
senden. 

Die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zu 
Nr. 26 bis 46 werden insofern vorläufig zur Kennt- 
nis genommen. 

Zu Nr. 47 bis 50 

Der Haushaltsausschuß hat anläßlich der Haus- 
haltsberatungen des Einzelplans 06 für 1974 im An- 
schluß an eine entsprechende Berichterstattung des 
Bundesrechnungshofes eine qualifizierte Sperre bei 
den Ansätzen für zentrale Maßnahmen auf dem Ge- 
biet des Sports und der Leibesübungen in Höhe von 
500 000 DM ausgebracht und insofern bereits eine 
Konsequenz aus den Berichten des Bundesrech- 
nungshofes gezogen. 

Der Ausschuß wird nach eingehender Erörterung 
der Beanstandungen des Bundesrechnungshofes da- 
hin gehend unterrichtet, daß die gesamte Bewirt- 
schaftung der zentralen Maßnahmen einschließlich 
der Bewilligungen und der Prüfung der Verwen- 
dungsnachweise künftig beim Bundesverwaltungs- 
amt liegen soll. 

Lediglich die Entscheidung über die Höhe und den 
Zweck der jeweiligen Zuwendung verbleibe beim 
Bundesinnenministerium. Das Ressort ist weiterhin 
bestrebt, die Mittelbewirtschaftung durch die Ver- 
bände Schritt für Schritt zu verbessern. Eine weite- 


re Maßnahme bestehe darin, bei den fünfzig beste- 
henden Fachverbänden dazu überzugehen, mit Mit- 
teln des Bundes hauptamtliche Führungskräfte ein- 
zustellen, die in der Lage sind, die Zuwendungen 
auch ordnungsgemäß zu verwalten. Eine dritte 
Maßnahme soll sich auf die entsprechende Schu- 
lung der bei den Verbänden tätigen Kräfte bezie- 
hen. 


Der Ausschuß beschließt nach eingehender Würdi- 
gung der Einzelfeststellungen des Bundesrech- 
nungshofes 

zu Nr. 50 a) den Bundesminister des Innern zu ersu- 
chen, die Angelegenheit bis zum 1. Sep- 
tember 1974 zu einem Abschluß zu 
bringen, 

zu Nr. 50 b) dem Ressort zu empfehlen, darauf hin- 
zuwirken, daß sich der Deutsche Sport- 
bund noch stärker in die Verhandlun- 
gen mit den Fernsehanstalten einschal- 
tet und die Verbände in diesen Ver- 
handlungen koordiniert, 

zu Nr. 50 c) zur Kenntnis zu nehmen, daß der Bun- 
desminister weiterhin um einen hohen 
Ausnutzungsgrad der Leistungszentren 
bemüht bleiben wird, 


zu Nr. 50 d) die Bemerkung des Bundesrechnungs- 
hofes vorläufig zur Kenntnis zu neh- 
men und sich vorzubehalten, die Bera- 
tung aufgrund weiterer Einzelfeststel- 
lungen des Bundesrechnungshofes in 
den Bemerkungen 1971 fortzusetzen, 


zu Nr. 50 e) die Angelegenheit für erledigt zu er- 
klären, nachdem der überzahlte Bun- 
deszuschuß inzwischen durch Verrech- 
nung eingezogen worden ist, 

zu Nr. 50 f) das Ressort zu ersuchen, auf die Ein- 
und g) haltung der Bewirtschaftungsgrund- 
sätze durch den Zuwendungsempfän- 
ger entsprechend den Vorläufigen Ver- 
waltungsvorschriften zur BHO hinzu- 
wirken, 

zu Nr. 50 h) das Ressort zu ersuchen, auf der Rück- 
forderung der Zuwendung in Höhe von 
50 000 DM zu bestehen, wobei zuge- 
standen werden kann, daß die Rück- 
zahlung nicht in einer Summe erfolgen 
muß. 


Zu Nr. 51 bis 55 

Der Ausschuß nimmt die Bemerkungen und von 
den aufgrund wiederholter Prüfungen des Bundes- 
rechnungshofes nunmehr getroffener Maßnahmen, 
die eine ordnungsgemäße Abwicklung der Auf- 
trags- und Honorarvergabe sowie einen angemesse- 
nen Aufwand bei Veranstaltungen gewährleisten 
sollen, zustimmend zur Kenntnis und erwartet, daß 
der Bundesminister des Innern darauf hinwirkt, daß 
der Verband auch künftig bei der Vergabe von Lie- 
ferungen und Leistungen ordnungsgemäß ver- 
fährt. 
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Zu Nr. 56 und 57 

Der Ausschuß nimmt die Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zustimmend zur Kenntnis und er- 
wartet, daß die Regeln der sparsamen und wirt- 
schaftlichen Haushaltsführung beim Bundesverband 
aufgrund der inzwischen getroffenen Maßnahmen 
in Zukunft beachtet werden. 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 

Zu Nr. 58 bis 60 

Der Haushaltsausschuß hat sich im Rahmen der 
Haushaltsberatungen mit dem Sachstand über die 
Baumaßnahme, dem Neubau der Staatsbibliothek, 
aufgrund eines Berichtes anläßlich des Berichter- 
statterbesuchs bei der Stiftung „Preußischer Kultur- 
besitz" in Berlin im Oktober 1973 befaßt. Inzwi- 
schen ist dem Haushaltsausschuß auf Anforderung 
am 7. Juni 1974 ein weiterer Bericht über die Bemü- 
hungen der Bundesregierung zur Lösung des Finan- 
zierungsproblems der Stiftung vorgelegt worden. 

Der Bundesrechnungshof hat in einem Zwischenbe- 
richt vom 9, August 1973 über seine Prüfungen des 
Neubaues der Staatsbibliothek erhebliche Beanstan- 
dungen über den bisherigen Planungsverlauf vorge- 
tragen und die jetzt mit der gesamten Detail-Pla- 
nung und Bauüberwachung beauftragte Bundesbau- 
direktion um Berichterstattung binnen vier Monaten 
gebeten. Ergänzend zu den Prüfungsmitteilungen 
hat der Bundesrechnungshof mitgeteilt, daß der in 
den Bemerkungen zu Nr. 58 angegebene Betrag der 
Mehrkosten noch bei weitem überschritten worden 
ist. Der Bundesrechnungshof hatte gebeten, Schaden- 
ersatzansprüche gegen den Architekten zu prüfen. 
Inzwischen ist kurze Zeit nach dem Tod des Archi- 
tekten zwischen der Stiftung als Bauherrin und der 
Frau des Architekten als Erbin hinsichtlich sämtli- 
cher Forderungen aus dem Architektenvertrag, d. h. 
auch hinsichtlich etwaiger Schadenersatzforderun- 
gen ein Vergleich abgeschlossen worden, wonach 
beide Teile auf irgendwelche Ansprüche aus dem 
Vertrags Verhältnis verzichten müssen. Das bedeu- 
tet, daß eine Durchsetzung von Schadenersatzan- 
sprüchen gegenüber dem Architekten nicht mehr 
möglich sein wird. Der Bundesrechnungshof hat in 
diesem Zusammenhang beanstandet, daß dieser 
Vergleich abgeschlossen worden ist, ehe Klarheit 
darüber bestand, in welcher Höhe sich die Ansprü- 
che gegenüber dem Architekten bewegen. Im Er- 
gebnis wäre aber eine Realisierung der Ansprüche 
gegen den Architekten mangels Masse nicht mög- 
lich gewesen. Offen und noch zu prüfen bliebe die 
Frage, ob die Möglichkeit bestehe, einen Teil die- 
ser Schadenersatzansprüche gegen die Haftpflicht- 
versicherung des Architekten durchzusetzen. Die 
Versicherungssumme ist allerdings nur auf insge- 
samt 100 000 DM begrenzt und entspricht somit 
nicht annähernd dem entstandenen Schaden. Auf 
Anforderung des Ausschusses hat die Bundesbaudi- 
rektion in einem Schreiben des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau vom 
27. Februar 1974 zu den Einzelheiten des Vertrags- 
verhältnisses und dem abgeschlossenen Vergleich 
Stellung genommen. In der Vorlage ist auch darge- 


legt worden, daß eine Prüfung ergeben hat, daß An- 
sprüche gegen die mit dem Architekten abgeschlos- 
sene Haftpflichtversicherung nicht geltend gemacht 
werden können, da sich die Ansprüche der Bundes- 
baudirektion auf Verzug bei der Planlieferung und 
auf Nichterfüllung der Planlieferungspflicht bezie- 
hen. Diese Ansprüche sind jedoch nach den Versi- 
cherungsbedingungen, denen die Architektenhaft- 
pflichtversicherungen entsprechen, ausgeschlos- 
sen. 

Die bei den Bauvorhaben entstehenden Mehrkosten 
werden in einem II. Nachtrag nachgewiesen wer- 
den. 

Die Prüfung der Frage, ob sich die Bundesbaudirek- 
tion richtig oder falsch verhalten hat, ist bisher 
nicht erfolgt. 

Zu Nr. 61 

Nach Unterrichtung über den Sachverhalt hat das 
Ressort zugesichert, in diesem speziellen Fall zur 
Erfassung von Haushaltseinnahmen und Haushalts- 
ausgaben einen Weg, entweder über einen Haus- 
haltsvermerk oder über eine außerplanmäßige 
Haushaltsausgabe, zu finden. 

Der Ausschuß geht davon aus, daß das Ressort 
sorgfältig zu prüfen hat, was nach geltendem Recht 
im Haushaltsplan als Einnahmen und Ausgaben zu 
veranschlagen ist. 

Einzelplan 10 - Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — 

Zu Nr. 62 

Der Ausschuß begrüßt, daß inzwischen sämtliche 
Rückstände aus den Haushaltsjahren bis 1969 auf- 
gearbeitet worden sind. Auch die Aufwendungen 
im Haushaltsjahr 1970 sind sämtlich abgerechnet. 

Der Ausschuß geht davon aus, daß die schnelle Ab- 
wicklung der Aufträge auch künftig beibehalten 
wird. 

Zu Nr. 63 

Der Ausschuß begrüßt die vom Bundesrechnungs- 
hof herbeigeführte Entwicklung, wonach zur weite- 
ren Verringerung der Lagerkosten nicht mehr benö- 
tigtes Ausstellungsgut zügig ausgesondert wird. 
Das Ministerium hat das bestehende Lager insge- 
samt aufgegeben und die letzten Ausstellungsge- 
genstände veräußert. Dadurch werden die insge- 
samt jährlich rd. 21 000 DM Lagermiete gespart. 

Zu Nr. 64 

Der Ausschuß erwartet, daß eine zweckwidrige 
Verwendung von Mitteln, die als Verstoß nach § 30 
RHO beanstandet wurde, künftig nicht mehr erfol- 
gen wird. 

Zu Nr. 65 

Der Ausschuß wird dahin gehend unterrichtet, daß 
die allgemeinen Messebedingungen federführend 
von dem Bundesministerium für Wirtschaft zusam- 
men mit dem Bundesministerium der Finanzen und 
auch in Abstimmung mit dem Bundesrechnungshof 
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erarbeitet worden sind. Diese sind die Grundlage 
für Aufträge, die der Bund an die Messegesellschaf- 
ten vergibt. Eine der Bestimmungen besagt, daß 
Abschläge auf die Auftragssumme gezahlt wer- 
den können. Das auftraggebende Ressort hat eine 
solche Anforderung im Rahmen der bestehenden 
Möglichkeiten zu prüfen. Bei dem hier angespro- 
chenen Auftrag konnte das Ministerium seinerzeit 
davon ausgehen, daß die Beträge zur Vorbereitung 
und zum Anlaufen der Werbeaktion zu jenem Zeit- 
punkt in der genannten Höhe benötigt würden. Der 
Messegesellschaft ist das von dem üblichen Ver- 
fahren abweichende Verhalten vorgehalten wor- 
den, Diese hat versichert, daß sich diese Vorkomm- 
nisse nicht wiederholen werden. 

Der Ausschuß hat den Bundesrechnungshof gebeten, 
zu prüfen, ob sich die Richtlinien im Rahmen des 
Haushaltsrechts bewegen und für eine einheitliche 
Anwendung der Richtlinien durch die Ressorts 
Sorge zu tragen. 

Der Bundesminister der Finanzen wurde ersucht, 
dem Ausschuß eine Abrechnung der Zinsen für 
die Festgeldkonten vorzulegen und das zustä^idige 
Ressort zu ersuchen, daß die Messebedingungen 
künftig streng nach § 34 Abs. 2 BHO interpretiert 
werden. 

Zu Nr. 66 

Der Ausschuß erwartet zu Nr. 66 a) und b) weitere 
Berichterstattung über den Fortgang des Verfahrens 
und bittet den Bundesrechnungshof, die Angelegen- 
heit weiter zu beobachten. 

Nach Mitteilung des Ressorts sind die der Messe- 
gesellschaft in den Haushaltsjahren 1968 und 1969 
gewährten Abschlagszahlungen [Nr, 66 c)] inzwi- 
schen abgewickelt worden. Die Angelegenheit zu 
Nr. 66 c) wird insofern für erledigt erklärt. 

Zu Nr. 67 

Das Ressort wird ersucht, möglichst bald einen Be- 
richt über die Erledigung im Sinne der Anregun- 
gen des Bundesrechnungshofes vorzulegen. 

Zu Nr. 68 

Der Bundesrechnungshof wird gebeten, die weitere 
Entwicklung der Angelegenheit zu beobachten und 
ggf, in späteren Bemerkungen erneut zu berich- 
ten. 

Zu Nr. 69 bis 73 

Der Ausschuß nimmt nach Berichterstattung von 
den Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zu 
den Zuschüssen an den Stabilisierungsfonds für 
Wein zur Durchführung von Werbemaßnahmen zu- 
stimmend Kenntnis und ersucht den zuständigen 
Bundesminister sicherzustellen, daß außerplanmäßi- 
ge Ausgaben nur geleistet werden, wenn die haus- 
haltsrechtlichen Voraussetzungen gegeben sind, 
und daß die Bedingungen, unter denen die Zuwen- 
dungen gewährt werden, von den Zuwendungsemp- 
fängern genau eingehalten werden. 


Einzelplan 11 - Bundesminister für Arbeit und 
Soziafordnung — 

Zu Nr. 74 bis 79 

Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung des Bun- 
desrechnungshofes zustimmend Kenntnis. Der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung hat auf 
Ersuchen des Ausschusses inzwischen über den 
Stand der Angelegenheit schriftlich berichtet. Da- 
nach stellt der vorliegende Referentenentwurf si- 
cher, daß der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung, soweit ihm die Aufsicht über die Verbän- 
de der Sozialversicherungsträger obliegt, diese auf 
das Bundesversicherungsamt übertragen kann. Das- 
selbe gilt hinsichtlich der Aufsicht über die kassen- 
ärztlichen Vereinigungen. 

Zu Nr. 80 bis 85 

Im Ausschuß wird dargelegt, daß inzwischen der 
Entwurf einer Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
bei den Trägern der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten von der Bun- 
desregierung beschlossen und dem Bundesrat am 
23. Mai 1973 zugeleitet worden ist. Demnächst soll 
eine weitgehend gleichlautende Vorschrift für die 
Bundesknappschaft in Form einer Rechtsverord- 
nung nach § 147 RKG erlassen werden. Nach Erlaß 
dieser Vorschrift fehlten aber immer noch Regelun- 
gen entsprechend Teil I Abschnitt I bis III HGrG 
und für die Verbände die gesamte Regelung. Inso- 
weit wird der Gesetzesauftrag des § 48 i. V. m. § 1 
HGrG noch nicht erfüllt. Eine Regelung des Haus- 
haltsrechts im Bereich der Sozialversicherung ist 
im gleichen Gesetzentwurf vorgesehen, der im Zu- 
sammenhang mit den Bemerkungen zur Frage der 
Aufsicht — Nr. 74 bis 79 — erwähnt worden ist. 

Der Ausschuß nimmt die Bemerkung des Bundes- 
rechnungshofes zustimmend zur Kenntnis und miß- 
billigt das zögernde Verhalten des Bundesministers. 
Der Ausschuß erwartet, daß der Bundesminister 
nunmehr unverzüglich das Verfahren zum Erlaß der 
erforderlichen Rechtsvorschriften über das Haus- 
haltsrecht -der Täger der Sozialversicherung und 
deren Verbände einleitet und bis zum 1. April 1974 
über den Sachstand berichtet. Nach dem inzwi- 
schen vorliegenden Bericht des Ressorts enthält der 
erwähnte Referentenentwurf in Ausführung der §§ 1 
und 48 Haushaltsgrundsätzegesetz ein einheitliches 
Haushaltsrecht für alle Sozialversicherungsträger, 
alle öffentlich-rechtlichen Verbände in der Sozial- 
versicherung und für die kassenärztlichen Vereini- 
gungen. Dieses Haushaltsrecht lehnt sich — unter 
Beachtung der Selbstverwaltung in der Sozialversi- 
cherung — eng an das Haushaltsgrundsätzegesetz 
an. Es enthält eine Ermächtigung für die Bundesre- 
gierung, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die Aufstellung des Haushalts- 
plans, seine Ausführung, die Zahlung, die Buch- 
führung, die Rechnungslegung, die Rechnungsprü- 
fung und die Entlastung nach den Grundsätzen des 
für den Bund und die Länder geltenden Haushalts- 
rechts unter Berücksichtigung der Besonderheiten 
der Sozialversicherung und der einzelnen Versiche- 
rungszweige näher zu regeln. Diese Rechtsverord- 
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nung wird gleichzeitig mit dem o. g. Gesetz in Kraft 
treten. 

Zu Nt. 86 bis 95 

Nach Erörterung des Sachstandes nimmt der Aus- 
schuß die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 
zustimmend zur Kenntnis und ersucht den Bundes- 
minister, 

a) unverzüglich die Maßnahmen einzuleiten, die er- 
forderlich sind, damit die Sozialversicherungs- 
träger bei Durchführung von Bauvorhaben nach 
einheitlichen Vorschriften verfahren, die den für 
Bund und Lander geltenden Richtlinien weitge- 
hend entsprechen, 

b) dem Ausschuß bis zum 1. April 1974 über den 
Sachstand zu berichten. 

Das Ressort hat dazu inzwischen berichtet, daß 
Maßnahmen, die sicherstellen sollen, daß die So- 
zialversicherungsträger bei der Durchführung von 
Bauvorhaben nach einheitlichen Vorschriften ver- 
fahren, in der genannten Rechtsverordnung getrof- 
fen werden können. 


Einzelplan 12 - Bundesminister für Verkehr - 

Zu Nr. 96 bis 100 

Der Ausschuß hat beschlossen, die Bemerkungen 
des Bundesrechnungshofes zustimmend zur Kennt- 
nis zu nehmen und die zweckentfremdete Verwen- 
dung von Haushaltsmitteln zu rügen mit der Maß- 
gabe, daß sich derartige Beanstandungen nicht wie- 
derholen. 

Zu Nr. 101 bis 103 

Der Ausschuß hat nach Erörterung des Sachver- 
halts die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 
zustimmend zur Kenntnis genommen und den Bun- 
desminister ersucht, dafür zu sorgen, daß Baulei- 
stungen in den Verdingungsunterlagen eindeutig 
und erschöpfend beschrieben werden und bei den 
hierzu erforderlichen Vorarbeiten mit besonderer 
Sorgfalt verfahren wird, damit Nachforderungen 
und Nachtragsaufträge möglichst vermieden wer- 
den. 

Der Ausschuß spricht außerdem die Erwartung aus, 
daß sich der Bundesminister nachhaltig um die Ab- 
stellung der Mängel bei der Vergabe von Erdbauar- 
beiten im Bereich der Wasser- und Schiffahrtsver- 
waltungen bemüht. 

Zu Nr. 104 bis 107 

Im Ausschuß konnte eine abschließende Klärung 
der vom Bundesrechnungshof gestellten Fragen zur 
Verantwortlichkeit und Haftung für die in Nr. 104 
bis 107 dargestellten Beschädigungen des For- 
schungsschiffes „Meteor" bei sprengseismischen 
Versuchen im Jahre 1969 und durch das Aufsitzen 
des Forschungsschiffes im Jahre 1970 nicht erfol- 
gen. Das Ressort wurde ersucht, die Schadensersatz- 
frage unter Würdigung der vom Bundesrechnungs- 
hof vorgetragenen Gesichtspunkte nochmals zu 
überprüfen und dem Ausschuß unter Beachtung der 


Verjährungsfristen bis spätestens 15. Januar 1974 
zu berichten. Mit Schreiben vom 10. Januar 1974 hat 
das Ressort mitgeteilt, daß ein abschließender Be- 
richt zu der Frage, ob in beiden Fällen ein zum 
Schadenersatz verpflichtendes Verschulden von 
Bundesbediensteten oder Dritten tatsächlich Vorge- 
legen hat, noch nicht erstattet werden kann. Inzwi- 
schen haben mehrere fernmündliche und örtliche 
Besprechungen mit den beteiligten Dienststellen, 
insbesondere mit dem Deutschen Hydrographischen 
Institut (DHI) und mit dem Bundes rechnungshof 
stattgefunden. 

Nach dem Ergebnis einer Erörterung beim Bundes- 
rechnungshof in Frankfurt/Main am 8. Januar 1974 
muß zur weiteren Aufklärung der Tatbestände und 
zur Begründung der notwendigen Folgerungen u. a. 
noch die Anhörung des bereits im Ruhestand be- 
findlichen Kapitäns der „Meteor" und der beteilig- 
ten Forscher, die schwer erreichbar sind, durchge- 
führt werden. Danach sind auch noch Vernehmun- 
gen aller beteiligten und ggf. verantwortlichen Be- 
diensteten der beteiligten Dienststellen erforderlich. 
Dies soll alsbald geschehen. Das Ressort bleibt um 
eine rasche Erledigung der Angelegenheit weiter- 
hin bemüht und hat um Gewährung einer Verlänge- 
rung der Frist für die Vorlage des angeforderten 
Berichts bis Ende Juni dieses Jahres gebeten. So- 
weit z. Z. übersehbar, kann nach Ansicht des Res- 
sorts davon ausgegangen werden, daß bis dahin 
keine neuen Verjährungen (aufgrund gesetzlicher 
Vorschriften) von etwaigen Ansprüchen des Bundes 
oder ein Wirksamwerden von neuen tariflichen 
Ausschlußfristen zu befürchten sind. 

Zu Nr. 108 bis 110 

Der Ausschuß nimmt die Bemerkungen und den er- 
gänzenden Hinweis des Bundesrechnungshofes, daß 
die technischen Vorschriften zum Bau bituminöser 
Fahrbahndecken im Jahre 1971 neu gefaßt worden 
sind, zustimmend zur Kenntnis. Es muß nunmehr 
abgewartet werden, wie sich die neuen Bestimmun- 
gen bewähren und ob diese ausreichen oder noch 
weitere Änderungen erfolgen müssen. 

Zu Nr. 111 und 112 

Der Ausschuß nimmt nach Darlegung des Sachstan- 
des von den Bemerkungen des Bundesrechnungsho- 
fes zustimmend Kenntnis und ersucht den Bundes- 
minister, umgehend dafür zu sorgen, daß die Frage 
geregelt wird, welche Kosten im einzelnen beim 
Bau von Verkehrswegen für den an Schienen ge- 
bundenen öffentlichen Personennahverkehr zu den 
Verwaltungskosten gehören. 

Sollte dies bis zum 1. April 1974 nicht geschehen 
sein, ist dem Ausschuß mit genauer Angabe der 
Hinderungsgründe vom Ressort zu berichten. Das 
Ressort hat mit Schreiben vom 27. März 1974 mitge- 
teilt, daß der Finanzierungsarbeitskreis die Richtli- 
nien über die Abgrenzung der nichtzuwendungsfä- 
higen Verwaltungskosten am 14. März 1974 verab- 
schiedet hat. Der Bundesminister für Verkehr hat 
den Ländern die verbindliche Einführung dieser 
Richtlinien empfohlen. Die Arbeiten des Bundesmi- 
nisters für Verkehr an der Abgrenzung der nicht- 
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zuwendungsfähigen Verwaltungskosten sind damit 
abgeschlossen. 

Zu Nr, 113 bis 116 

Der Ausschuß nimmt nach ergänzender Unterrich- 
tung von der Bemerkung des Bundesrechnungsho- 
fes und von der vom Bundesminister inzwischen 
hinsichtlich des Vorteilsausgleichs für Versor- 
gungseinrichtungen erlassenen Richtlinien sowie 
der für die Bundesbahn getroffenen vorläufigen Re- 
gelung für Verkehrseinrichtungen zustimmend 
Kenntnis. Der Bundesminister wird ersucht, dafür 
zu sorgen, daß der Vorteilsausgleich auch in den 
Fällen, die von den Richtlinien vom 15. Juni 1973 
nicht erfaßt werden, alsbald geregelt wird. 

Zu Nr. 117 bis 121 

Im Ausschuß werden die unterschiedlichen Auffas- 
sungen vom Ressort und Bundesrechnungshof dar- 
gelegt, die sich auf die Anerkennung oder Nichtan- 
erkennung eines Wertansatzes für die Grundstücks- 
rechte in der angesprochenen Vergleichsrechnung 
beziehen. 

Der Ausschuß geht davon aus, daß zunächst vor 
dem Inkrafttreten der Regelung im Gemeindever- 
kehrsfinanzierungsgesetz eine vertragliche Rege- 
lung bestand. Der Konsortialvertrag sah vor, daß 
die Stadt München einmal bestimmte Leistungen 
erbringen und zum anderen die für das Bauvorha- 
ben benötigten Grundstücke unentgeltlich zur Ver- 
fügung stellen sollte. Aufgrund eines Beschlusses 
des Haushaltsausschusses hat man den Vertrag auf 
die neue rechtliche Basis nach dem Gemeindever- 
kehrsfinanzierungsgesetz bringen wollen. Die Ver- 
tragspartner haben sich aufgrund dieses Beschlus- 
ses in einem Zusatzprotokoll bereit erklärt, den 
Vertrag auf die neue Rechtslage einzustellen. Hier- 
durch ist auch die Frage der Unentgeltlichkeit der 
Einbringung von Grundstücken nicht berührt wor- 
den. Das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz, das 
am 1. Januar 1971 an Stelle der Richtlinien getreten 
ist, bestimmt, daß der Bund bis zu 50 v. H., seit dem 
1. März 1972 bis zu 60 v. H. der Kosten des Baues 
des Verkehrsweges finanzieren könne. Im Ausschuß 
wäre darzustellen, wie die Rechtslage hinsichtlich 
der Finanzierung des angesprochenen Projektes ist, 
welcher Höchstzuschuß des Bundes sich daraus er- 
gibt und welchen Zuschuß der Bund zu dem Bauvor- 
haben bisher geleistet hat sowie wie die Rechtslage 
hinsichtlich der Grundstücksrechte ist, die geleistet 
werden können. Diese Rechte würden lediglich von 
Bedeutung sein, sobald sie einen Kostenfaktor dar- 
stellen, der als Eigenleistung der Stadt anzuerken- 
nen wäre. Das Ressort führt dazu aus, die angespro- 
chene Vergleichsrechnung prüft laufend, in welcher 
Höhe für den Bund einmal Verpflichtungen nach 
dem noch geltenden Konsortialvertrag mit 66 Vs 
V. H. der Kosten entstehen und zum anderen, was 
aufgrund des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgeset- 
zes durch die Einbeziehung aller Maßnahmen zu- 
wendungsfähig ist. Aus der Vergleichsrechnung 
geht hervor, daß der Betrag, den der Bundesver- 
kehrsminister aufgrund des Gemeindeverkehrsfi- 
nanzierungsgesetzes zu leisten hat, höher sein wird, 
als der Betrag aus dem Konsortialvertrag. Die Ver- 


gleichsrechnung nach neuestem Stand liegt noch 
nicht vor. Die rechtliche Prüfung hat nach Auffas- 
sung des Ressorts ergeben, daß der Wertansatz von 
62 Millionen DM in die Vergleichsrechnung einbe- 
zogen werden könne und müsse. Insofern wäre eine 
Entscheidung dahin gehend vertretbar, den Wertan- 
satz von 62 Millionen DM in die fortgeschriebene 
Vergleichsrechnung als zuwendungsfähig einzustel- 
len. Das Bundesverkehrsministerium hat in der 
Vergleichsrechnung zusammen mit dem Bundesfi- 
nanzministerium festgelegt, daß nach der gesetzli- 
chen Regelung an die Deutsche Bundesbahn Zu- 
schüsse gewährt' werden. Rechnungsmäßig hat aber 
das Land und die Stadt an dem Anteil des Bundes 
aus der Konsortialvereinbarung, d. h. an der “/s Re- 
gelung, unnachgiebig festgehalten. Lediglich die 
Maßnahmen im Vorortsbereich liegen außerhalb 
der Finanzierungsvereinbarung. Hiervon seien das 
Land und die Stadt nicht betroffen, d. h., diese ge- 
hen zu Lasten der Deutschen Bundesbahn, wobei 
diese aber keinen Rechtsanspruch darauf habe, 
nach der gesetzlichen Regelung Zuwendungen zu 
erhalten. Insofern ist die Vergleichsrechnung nach 
wie vor erforderlich. Zur Frage der Einbeziehung 
der Grundstücke ist noch zu erwähnen, daß im Ge- 
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz eindeutig gere- 
gelt ist, wann Grundstücke zuwendungsfähig sind. 
Danach könne der Träger des Vorhabens für seine 
Grundstücke oder Rechte an Grundstücken, die nach 
dem 1. Januar 1961 erworben worden sind, Zuwen- 
dungen erhalten. Hier sind Rechte an Grundstücken 
nach dem 1. Januar 1961 erworben worden. In § 4 
des Gesetzes heißt es auch, daß Kosten, die ein an- 
derer als der Träger des Vorhabens zu tragen ver- 
pflichtet ist, nicht zuwendungsfähig sind. Für die S- 
Bahn ist die Bundesbahn Träger des Vorhabens. In- 
sofern ist nicht die Stadt München, sondern die 
Bundesbahn verpflichtet, die Kosten zu tragen. Der 
Bundesrechnungshof hält dem entgegen, daß ihm 
kein Fall bekannt ist, daß eine Stadt für die Grund- 
stücksrechte Kosten in Rechnung gestellt hat, die 
als zuwendungsfähig berücksichtigt worden sind. 
Darüber hinaus ist die Frage, ob und inwieweit die 
Grundstücksrechte überhaupt einen Wert haben, 
noch völlig offen. Es bedarf auch der Überprüfung, 
wie es zu der erwähnten Festsetzung auf 62 Millio- 
nen DM gekommen ist. Aus den gesamten Unterla- 
gen, die dem Bundesrechnungshof vorliegen, geht 
hervor, daß die Grundstücksrechte unentgeltlich 
zur Verfügung gestellt werden sollen. Die Frage 
der Einbeziehung in die Gesamtkosten ist erst auf- 
getaucht, als es darum ging, die ursprüngliche 
Zweidrittelfinanzierung auf die 50 v. H. Finanzie- 
rung umzustellen, Falls die Stadt München die Ab- 
sicht gehabt hätte, die Grundstücksrechte als Bei- 
trag zu den Kosten anzusehen, dann hätte dies im 
Konsortialvertrag anders ausgedrückt werden kön- 
nen. Die auf Anregung des Haushaltsausschusses 
geänderten Regelungen hätten zu einer echten Kür- 
zung des Bundesanteils führen müssen. Dem Aus- 
schuß ist dargelegt worden, daß der Freistaat Bay- 
ern und die Stadt München nach wie vor an dem 
Konsortialvertrag festhalten. Danach ist die unent- 
geltliche Einbringung der Grundstücke eindeutig, 
ohne sie bei der Zuschußgewährung berücksichti- 
gen zu können, festgelegt. Nach Ansicht des Bun- 
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desrechnungshofes könne man nicht wegen der 
nach heutigem Stand der Gesetzgebung ungünsti- 
gen Situation für Stadt und Land eine andere Rege- 
lung vorsehen. Das Ressort stellt dar, es trifft nicht 
zu, daß man die Grundstücksrechte einbezogen und 
als zuwendungsfähig angegeben hat, um die Ver- 
gleichsrechnung zu ermöglichen. Im Konsortialver- 
trag sind auch die Verwaltungskosten enthalten, 
d. h. im gleichen Verhältnis teilungsfähig. Nach 
dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz sind 
diese Verwaltungskosten aber nicht mehr zuwen- 
dungsfähig. In der Vergleichsrechnung sind diese 
Kosten daher in der Berechnung des Anteils des 
Bundes abgesetzt worden. Das Ressort war lange 
Zeit der Auffassung, daß entsprechend dem Eisen- 
bahnkreuzungsgesetz auch die Betriebserschwernis- 
kosten zuwendungsfähig sind und hat diese in die 
Vergleichsrechnung zunächst aufgenommen. Nach 
einer neuen Auslegung des Gemeindeverkehrsfi- 
nanzierungsgesetzes sind die Betriebserschwernis- 
kosten aber nicht zuwendungsfähig. Bei der Fort- 
schreibung der Vergleichsrechnung werden diese 
Kosten insofern von der Berechnung des Bundesan- 
teils auch abgesetzt werden. Hier geht es nicht dar- 
um Größenordnungen zu finden, die es rechtferti- 
gen, daß der Bund seine Verpflichtungen nach dem 
Konsortialvertrag trägt, sondern es sind tatsächlich 
nur die Leistungen in die Vergleichsrechnung auf- 
genommen worden, die nach Auffassung des Bun- 
desministers für Verkehr zuwendungsfähig sind. 
Die Stadt München stelle nach wie vor die Grund- 
stücke unentgeltlich zur Verfügung. Sie verlange 
nicht die genannten 62 Millionen DM für diese 
Grundstücke. Dies könne aber nichts daran ändern, 
daß diese nach Auffassung des Ressorts zuwen- 
dungsfähig sind. Die Grundstücke sind erst in die 
Vergleichsrechnung aufgenommen worden, weil sie 
vorher nicht berücksichtigt werden konnten. Zur 
Höhe der Kosten teilt das Ressort mit, der Bund 
muß gemäß der Verpflichtung aus dem Konsortial- 
vertrag nach dem Stand von Anfang 1972 rd. 500 
Millionen DM übernehmen. Nach dem Gemeinde- 
verkehrsfinanzierungsgesetz belaufen sich die Zu- 
schüsse des Bundes für die gesamten Maßnahmen 
auf rd. 590 Millionen DM. Würde man den genann- 
ten Betrag von 62 Millionen DM unter Berücksich- 
tigung der 50 v. H. Regelung mit 31 Millionen DM 
absetzen, verblieben noch Leistungen des Bundes, 
die nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsge- 
setz um rd. 60 Millionen DM höher liegen, als nach 
dem Konsortialvertrag zu erbringen gewesen wä- 
ren. 

Der Ausschuß hat die Bemerkungen zur Kenntnis 
genommen und geht davon aus, daß die Konsortial- 
partner zur Beilegung der Streitfragen eine Klärung 
herbeiführen. 

Zu Nt. 122 bis 124 

Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung des Bun- 
desrechnungshofes zustimmend Kenntnis. Im Hin- 
blick auf die Erklärung des Bundesministers für 
Verkehr, daß die Genehmigung weiterer Maßnah- 
men von der Vorlage prüfbarer Unterlagen abhän- 
gig gemacht und verlangt wird, daß die Planung 
möglichst in mehreren Abschnitten aufgeteilt wird. 


sieht der Ausschuß die Angelegenheit als erledigt 
an. 

Zu Nt, 125 bis 128 

Im Ausschuß wird im Rahmen der Klärung des 
Sachverhalts dargelegt, daß es für den Bundesrech- 
nungshof schwierig sei, in all den Fällen, in denen 
Bundesmittel durch Landesverwaltungen ausgege- 
ben und der Bundesminister nur sehr eng begrenzte 
Einwirkungsmöglichkeiten habe, für seine Feststel- 
lungen einen vernünftigen Ansatzpunkt zu finden. 
Der Bundesrechnungshof möchte dennoch nicht 
darauf verzichten, hier Prüfungen durchzuführen 
und das Parlament über wesentliche Feststellungen 
zu unterrichten. Der Bund sollte unter Hinweis auf 
die geschilderten Vorkommnisse die Länder ein- 
dringlich darauf aufmerksam machen, daß sie ihrer 
Verpflichtung als Bewilligungsbehörde auf die ver- 
gebenden Städte Einfluß zu nehmen, nachzukommen 
haben, wenn letztlich nicht ganz erheblicher Scha- 
den auch für die jeweiligen Bundesländer entstehen 
soll. Die Stadt Frankfurt hat zugesagt, daß sie künf- 
tig streng nach den Grundsätzen der VOB handeln 
werde. Der Bundesminister hat nur über die Ab- 
rechnung versuchen können, eine Korrektur vorzu- 
nehmen. Die Schwierigkeit hier einwirken zu kön- 
nen, werde künftig noch größer werden, da die Prü- 
fungszuständigkeit für die Finanzbeihilfen dieser 
Art ab 1. Januar 1971 bereits auf die Landesrech- 
nungshöfe übergegangen ist. Nach dem Gemeinde- 
verkehrsfinanzierungsgesetz werden die Mittel 
künftig aus dem Mineralölsteueraufkommen als Fi- 
nanzhilfen an die Länder gegeben, die dann aus den 
Länderkassen als Zuwendungen an die jeweiligen 
Empfänger fließen. Der Bundesrechnungshof hat da- 
mit keine Möglichkeit mehr, beim Letztempfänger 
zu prüfen. 

Im Ausschuß wird die Erwartung ausgesprochen, 
daß der Bundesrechnungshof rechtzeitig über Be- 
strebungen im Rahmen der Gesetzgebung berichtet, 
wonach er die Kontrolle über den Einsatz und die 
Verwendung von Bundesmitteln verlieren wird. 

Der Ausschuß nimmt von den Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes zustimmend Kenntnis. 

Zu Nt, 129 bis 132 

Der Ausschuß nimmt nach Erörterung des Sachver- 
halts die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 
zustimmend zur Kenntnis mit der Maßgabe, bei der 
angesprochenen Flughafengesellschaft darauf hin- 
zuwirken, daß die vom Bundesrechnungshof vorge- 
schlagenen Maßnahmen für eine bessere Überwa- 
chung der Kosten und der Bauabrechnung durchge- 
führt werden. 


Einzelplan 14 — Bundesm.lnister der Verteidigung — 

Zu Nt. 133 bis 142 

Die vom Bundesminister eingesetzte Kommission 
für die „Überprüfung der Materialerhaltung für 
Rad- und Kettenfahrzeuge einschließlich des Ersatz- 
teilwesens" (vgl. Nr. 142) hat sich nahezu in allen 
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Punkten der Auffassung des Bundesrechnungshofes 
angeschlossen und dem Bundesminister entspre- 
chende Vorschläge unterbreitet. Dieser hat darauf- 
hin im Februar 1973 eine Reihe von Maßnahmen 
angeordnet und Überprüfungen eingeleitet, die der 
strafferen und sachgerechteren Organisation und 
Führung der Instandsetzungseinheitendes Feldheeres 
dienen sowie eine Verringerung der Betriebskosten 
bezwecken sollen. So hat der Bundesminister insbe- 
sondere die Bildung von „Divisionsinstandsetzungs- 
verbänden'' (bisher als Divisionsinstandsetzungs- 
kommandos bezeichnet, s. Nr. 138) angeordnet, de- 
nen künftig alle für eine Division eingesetzten In- 
standsetzungskompanien unterstellt werden. Hier- 
durch werde eine Instandsetzungskompanie je Divi- 
sion sowie die Stäbe der Versorgungsbataillone 
der Brigaden eingespart. Ferner beabsichtigt der 
Bundesminister die „Instandsetzungsfreundlichkeit" 
von neu einzuführendem Gerät zu verbessern und 
dessen Versorgungsreife durch die gleichzeitige Be- 
schaffung der Materialgrundlagen, Sonderwerkzeu- 
ge, Meß- und Prüfgeräte, Ausbildungsmittel sowie 
wichtiger Ersatzteile und Baugruppen sicherzustel- 
len. Schließlich beabsichtigt er, in die Offizier- und 
Unteroffizierausbildung die Erziehung zu wirt- 
schaftlichem Denken und zum Kostenbewußtsein 
aufzunehmen. Weitere Einzelheiten seiner Feststel- 
lungen erörtert der Bundesrechnungshof noch mit 
dem Bundesminister. Der Bundesrechnungshof kön- 
ne jedoch erwarten, daß auch diese Fragen zu bei- 
derseitiger Zufriedenheit gelöst werden. 

Eine abschließende Beurteilung der Maßnahmen 
wird anläßlich der Beratung der Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes für das Haushaltsjahr 1971 
möglich sein. Die Bemühungen um eine Rationali- 
sierung haben im Haushalt 1973 bereits erste Erfol- 
ge verzeichnet. 

Der Ausschuß nimmt von den Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes und von den Maßnahmen, 
die der Bundesminister inzwischen getroffen hat, 
zustimmend Kenntnis und bewertet diese als sehr 
positiv. 

Zu Nr. 143 bis 146 

Der Ausschuß stellt fest, daß in letzter Zeit ein 
übertriebener Aufwand für militärisches Zeremo- 
niell, wie es seinerzeit geschehen ist, nicht mehr 
stattgefunden hat. Der Erlaß vom 11. Mai 1967 zur 
Gewährleistung der notwendigen Einschränkungen 
wird für ausreichend gehalten.' Aufgrund der Vor- 
kommnisse ist der Bundesminister der Verteidigung 
zu veranlassen, dafür zu sorgen, daß sein Erlaß von 
der Bundeswehr auch beachtet wird. 

Im Verlauf der Debatte wird anerkannt, daß ein ge- 
wisses Zeremoniell aus Gründen des öffentlichen 
Interesses notwendig ist und die Abgrenzung durch 
den Erlaß vom 11. Mai 1967 inzwischen sichtbare 
Erfolge gezeigt hat. Es wird die Frage aufgeworfen, 
ob der Erlaß präziser gefaßt werden soll, um den 
gegebenen Ermessensspielraum bei der Auslegung 
noch einzuschränken. Der Bundesrechnungshof hält 
eine gewisse Konkretisierung des Erlasses für not- 
wendig. 


Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung zustim- 
mend Kenntnis. Er mißbilligt den vom Bundesrech- 
nungshof seinerzeit wiederholt festgestellten über- 
triebenen Aufwand für militärisches Zeremoniell 
und ersucht den Bundesminister der Verteidigung 
zu berichten, was er veranlaßt hat, damit sein Erlaß 
vom 11. Mai 1967 künftig allgemein beachtet 
wird. 

Zu Nr. 147 bis 155 

Nach kritischer Erörterung des Sachverhalts miß- 
billigt der Ausschuß das Verhalten der Bundesre- 
gierung hinsichtlich der Fahrkostenersatzregelung 
für die Arbeitnehmer im Bereich des Bundesmini- 
sters der Verteidigung (Nr. 147 bis 150). Grund 
hierfür war, daß die Bundesregierung durch langen 
Zeitablauf die Möglichkeit der Gleichstellung aller 
Arbeitnehmer im Wege der Änderungskündigung 
rechtlich hat fragwürdig werden lassen. 

Der Ausschuß ersucht die Bundesregierung nach 
Vorliegen der schriftlichen Absetzung und Begrün- 
dung des Urteils des Bundesarbeitsgerichts vom 
November 1973 in einem Bericht darzulegen, wel- 
che Gründe für oder gegen eine Änderungskündi- 
gung vorgebracht werden können. 

Der Ausschuß erwartet, daß auch für diesen Be- 
reich die Vorschriften der BHO beachtet werden 
und ersucht die Bundesregierung mitzuteilen, ob 
für 1974 außer- und übertarifliche Leistungen für 
diese Zwecke besonders zur Verfügung gestellt 
worden sind oder ob dies für 1975 vorgesehen ist. 

Der Ausschuß nimmt die Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zu Nr. 151 ff. zur Kenntnis und er- 
sucht den Bundesminister, dem Problem der richti- 
gen Eingruppierung der Arbeiter verstärkt seine 
Aufmerksamkeit zu widmen und für die Gleichbe- 
handlung der Arbeitnehmer — notfalls durch Ände- 
rungskündigung — entsprechend Sorge zu tragen. 
Der Bundesrechnungshof wird gebeten, im Rahmen 
seiner Prüfungstätigkeit die weitere Entwicklung 
der Angelegenheit zu beobachten. 

Zu Nr. 156 

Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung und von 
der Absicht des Bundesrechnungshofes, in den Be- 
merkungen 1971 über die Verpflegungswirtschaft 
der Bundeswehr weiter zu berichten, Kenntnis. Er 
behält sich vor, bei der Beratung der Bemerkungen 
1971 auf die Angelegenheit zurückzukommen. 

Zu Nr. 157 bis 174 

Der Bundesrechnungshof hat im Verlauf der Erörte- 
rung der in Nr. 157 bis 161 allgemein dargestellten 
Erfahrungen im Zusammenhang mit der Einschal- 
tung von freischaffenden Mitarbeitern bei der 
Durchführung von Bauvorhaben des Bundes sein 
Anliegen wie folgt zusammengefaßt: 

1. die Verantwortlichkeit der Bauverwaltung zu re- 
geln, 

2. gewisse Auswahlprinzipien festzulegen, um mög- 
lichst bewährte, erprobte Büros zu beteiligen. 
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3. keine Experimente, insbesondere in gestalteri- 
scher Beziehung zu wagen, 

4. auf eine ordnungsgemäße Erledigung der Ge- 
schäfte durch alle Freischaffenden zu achten, 
wobei auch klarzustellen ist, daß, wenn Frei- 
schaffende eingeschaltet werden, diesen der 
Gesamtbereich der Tätigkeit übertragen wird, 
d. h. nicht nur der lukrative Bereich der Pla- 
nung, sondern auch der weniger ertragskräftige, 
aber wesentlich schwierigere Bereich der Bau- 
überwachung und Abrechnung insgesamt und 

5. die Bauverwaltung auf diese ordnungsgemäße 
Erledigung dieser Aufgaben achtet. 

Zu den Einzelfeststellungen in Nr. 162 ff. führt der 

Bundesrechnungshof auf Fragen aus: 

a) Für Leistungen der Bauunternehmer beträgt die 
Verjährung von Gewährleistungsansprüchen in 
der Regel nach der VOB zwei Jahre. Die VOB 
läßt aber ausdrücklich die Möglichkeit zu, ab- 
weichende Fristen zu vereinbaren. Bei Architek- 
ten, Ingenieuren und anderen freischaffenden 
Mitarbeitern gelten die gesetzlichen Verjäh- 
rungsfristen, d. h. fünf Jahre, Seit einigen Jahren 
wird die von den freischaffenden Mitarbeitern 
als ungünstig empfundene Überschneidung bzw. 
längere Haftung für Mängel, die sowohl auf Ur- 
sachen aus dem einen und dem anderen Bereich 
zurückzuführen seien, von der Rechtsprechung 
beklagt. Es ist höchstrichterlich entschieden, 
daß der Architekt, sofern er, weil die Verjäh- 
rungsfrist bei ihm noch läuft, in Anspruch ge- 
nommen wird, einen Rückgriffsanspruch gegen 
den Bauunternehmer auch dann hat, wenn die 
Ansprüche des Auftraggebers gegen diesen Un- 
ternehmer inzwischen verjährt sind. Bei sämtli- 
chen Bauvorhaben sind, zumindest in der Mittel- 
instanz, d. h. bei den Oberfinanzdirektionen, Ju- 
stitiare für die Bauverwaltung tätig, deren Wir- 
ken sich auch als sehr nützlich und zweckmäßig 
erwiesen hat. Ursache der Mängel und insbeson- 
dere des Umstandes, daß Schadenersatzansprü- 
che nicht rechtzeitig geltend gemacht worden 
sind, ist nicht das Fehlen rechtlicher Beratung 
der Bauverwaltung, sondern der vom Bundes- 
rechnungshof wiederholt, nicht nur im militäri- 
schen, sondern auch im zivilen Bereich festge- 
stellte Umstand, daß die Bauverwaltung irrig 
annimmt, wenn sie Architekten oder Ingenieure 
eingesetzt hat, sei sie jeder Verantwortung le- 
dig. Im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau ist 
inzv/ischen beabsichtigt, entsprechende klarstel- 
lende Regelungen in die Richtlinien für die 
Durchführung von Bauaufgaben des Bundes auf- 
zunehmen und die Bauverwaltungen so zu be- 
lehren, damit die hier angesprochenen Mängel 
künftig möglichst vermieden werden. 

b) Die Frage der Verlängerung der Verjährungsfri- 
sten für Bauleistungen ist im Zusammenhang 
mit der jetzt gerade abgeschlossenen Neufas- 
sung der Verdingungsordnung für Bauleistungen 
sehr intensiv diskutiert und verneint worden 
mit der Begründung, daß an sich eine Zweijah- 
resfrist ausreichen müßte, um zu erkennen, daß 


Mängel auftreten und welche Ursachen sie ha- 
ben. Eine Verlängerung der Verjährungsfristen 
hätte wirschaftliche Nachteile, weil das längere 
Gewährieistungsrisiko sich zwangsläufig im 
Preis niederschlagen müßte. Außerdem ist es für 
eine Reihe von Leistungen, beispielsweise bei 
Farbanstrichen in Gebäuden, relativ schwierig, 
nach Ablauf von zwei Jahren noch zweifelsfrei 
zu erkennen, ob ein Mangel auf eine nicht fach- 
gerechte Leistung des Unternehmers zurückzu- 
führen ist. Deshalb geht der Beschluß des zu- 
ständigen Gremiums, den auch der Bundesrech- 
nungshof für richtig hält, dahin, eine elastische 
Regelung, wie sie die VOB hat, vorzusehen. Da- 
nach gilt eine Regelfrist von zwei Jahren, wenn 
nichts anderes vereinbart ist. Außerdem würden 
die Bauverwaltungen darauf hinweisen, daß in 
allen Fällen, in denen vermutlich Mängel erst 
nach Ablauf der zwei Jahre festgestellt oder zu- 
treffend beurteilt werden können, die Verjäh- 
rungsfrist zu verlängern ist. Der Bundesrech- 
nungshof hat festgestellt, daß dies geschieht und 
vor allem bei der Verwendung neuartiger Bau- 
stoffe eine längere Verjährungsfrist vereinbart 
wird. Die Einleitung von verjährungsunterbre- 
chenden Maßnahmen ist nach den Feststellun- 
gen des Bundesrechnungshofes zumindest dann 
geschehen, nachdem der Bundesrechnungshof ge- 
prüft hat. Nur ist es in diesen Fällen mitunter 
schon zu spät gewesen. Soweit die Ansprüche 
auf Rückzahlung noch nicht verjährt waren, 
oder soweit nicht der Einwand der Verwirkung 
zu recht erhoben werden konnte, sind rechtzei- 
tig von der Verwaltung Maßnahmen ergriffen 
worden. 

c) Die Aufnahme einer Haftungsklausel in die Ver- 
einbarungen, die das Tätigwerden der Länder 
bei der Erledigung der Bauaufgaben des Bundes 
regeln, ist erst im Laufe des Jahres 1969 nach 
längeren Verhandlungen mit den einzelnen Län- 
dern gelungen. Dabei mußte das Beharren der 
Länder hingenommen werden, daß diese Haf- 
tungsregelung nur für die Zukunft zu gelten hät- 
te. In den hier angesprochenen Fällen handelt es 
sich überwiegend um Bauvorhaben aus der Zeit 
vor 1969. Außerdem mußte der Umstand hinge- 
nommen werden, daß die Länder zu Schadener- 
satzleistungen nur bereit waren, soweit sie 
selbst Schadenersatzansprüche gegen ihre Be- 
diensteten durchsetzen konnten. Der unbefriedi- 
gende Sachstand könne sich möglicherweise än- 
dern, wenn das Bundeshaftungsgesetz verab- 
schiedet ist. 

d) Die Personalzahl im technischen Bereich ist 
überwiegend nicht ausreichend. Das gilt für die 
Bundesbaudirektion ebenso wie für die Bauäm- 
ter der Länder. Das hängt damit zusammen, daß 
es z. Z. außerordentlich schwer, wenn nicht un- 
möglich ist, den Kern dieser Bauämter, d. h. Be- 
amte des gehobenen 'bautechnischen Dienstes zu 
gewinnen. Es ist zwar möglich, Angestellte her- 
anzuziehen. Diesen fehlt aber vor allem als ent- 
scheidende Voraussetzung für eine sachgerechte 
Ausübung der Tätigkeit der Bauverwaltung Er- 
fahrungen im Verwaltungsbereich. 
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Zu Nr. 157 bis 161 
und 

Zu Nr, 162 bis 165 

Der Ausschuß nimmt den in den Bemerkungen vom 
Bundesrechnungshof dargelegten Sachstand zustim- 
mend zur Kenntnis. 

Zu Nr. 166 

Der Ausschuß nimmt die allgemeinen Hinweise in 
Nr. 166 zu den in Nr. 167 bis 172 aufgeführten Män- 
geln der Bauüberwachung und -abrechnung zur 
Kenntnis. 

Zu Nr, 167 

Im Ausschuß wird dargelegt, die Oberfinanzdirek- 
tion Hannover hat, nachdem der Ingenieur und des- 
sen Versicherung die Erstattung des Betrages von 
rd. 56 700 DM abgelehnt haben, am 14. Juni 1972 
vor dem Landgericht Hannover gegen den verant- 
wortlichen Ingenieur Klage erhoben. Sie wurde 
dann durch das Gericht am 14. Februar 1973 mit dem 
Hinweis abgewiesen, daß etwaige Schadenersatzan- 
sprüche des Bundes wegen nicht ordnungsgemäßer 
Auswertung der Prüfungsergebnisse bereits 1969 
verjährt sind. Die Oberfinanzdirektion ist der Auf- 
fassung, daß die Entscheidung zur Frage der Ver- 
jährung angefochten werden sollte. Sie beabsich- 
tigt, nach Zustimmung des Bundesministers gegen 
das Urteil Berufung einzulegen. 

Der Ausschuß nimmt von dem neuen Sachstand 
und der Absicht der Oberfinanzdirektion, die Ent- 
scheidung zur Frage der Verjährung anzufechten, 
Kenntnis. 

Zu Nr, 168 

Üer Ausschuß nimmt den Hinweis des Berichter- 
statters zur Kenntnis, daß der Forderungsanspruch 
in Höhe von rd. 8 000 DM gegen den verantwortli- 
chen Ingenieur wegen Verjährung nicht mehr 
durchgesetzt werden könne. 

Zu Nr. 169 

Von dem für die Unterkunftsgebäude als Überzah- 
lung festgestellten Betrag von rd. 163 000 DM sind 
bisher insgesamt rd. 49 200 DM von den betroffe- 
nen Firmen zurückgezahlt worden. Gegen eine Ar- 
beitsgemeinschaft verschiedener Baufirmen hat die 
Oberfinanzdirektion Hannover am 12. Oktober 1972 
Zahlungsklage über rd. 108 500 DM erhoben, da die- 
se sich bisher geweigert hat, die überzahlten Beträ- 
ge dem Bund zu erstatten. Das Verfahren ist noch 
nicht abgeschlossen. Mit einer weiteren Firma wird 
wegen der Rückzahlung des restlichen Betrages 
noch verhandelt. Die beim Bau der Stellungsberei- 
che vorläufig ermittelte Überzahlung von rd. 
810 000 DM hat sich durch Vergleich auf rd. 552 000 
DM ermäßigt. Die Minderung des Betrages um 
rd. 258 000 DM ist darauf zurückzuführen, daß trotz 
umfangreicher Sondierbohrungen des Niedersächsi- 
schen Landesamtes für Bodenforschung der tatsäch- 
liche Leistungsumfang für die im Bereich von 
Moorboden für Dammschüttungen eingebrachten 
Kiesmengen nicht eindeutig abgegrenzt werden 


konnte. Der Betrag von 552 000 DM ist dem Bund 
erstattet worden. 

Der Ausschuß nimmt den neuen Sachstand zur 
Kenntnis. 

Zu Nr. 170 

Der Ausschuß nimmt den vom Berichterstatter vor- 
getragenen neuen Sachstand zur Kenntnis. Danach 
hat sich der vorläufig ermittelte Rückforderungsbe- 
trag von insgesamt rd. 545 000 DM nach Auswer- 
tung der Ergebnisse der Sondierbohrungen im Auf- 
tragsbereich der Straßen und Plätze um rd. 279 000 
DM auf insgesamt 824 000 DM erhöht. Davon sind 
rd. 344 000 DM dem Bund wieder zugeführt worden. 
Gegen einen Architekten und mehrere Baufirmen 
hat die Oberfinanzdirektion Hannover inzwischen 
Zahlungsklage unter Zugrundelegung eines Streit- 
wertes von mehr als 400 000 DM erhoben. Über an- 
dere Rückforderungsansprüche wird z. Z. mit den 
betroffenen Firmen noch verhandelt. 

Zu Nr. 171 

Der Ausschuß nimmt zur Kenntnis, daß von dem 
auf Verstöße gegen die Aufmaß- und Abrechnungs- 
bestimmungen entfallenden Betrag von rd. 584 000 
DM dem Bund inzwischen rd. 207 000 DM wieder 
zugeflossen sind. Die Verhandlungen der Oberfi- 
nanzdirektion mit den Firmen wegen der Rückzah- 
lung der übrigen Beträge sind noch nicht abge- 
schlossen. 

Zu Nr. 172 

Der Ausschuß nimmt zur Kenntnis, daß sich der 
Rückforderungsbetrag von rd. 275 000 DM durch 
nachträgliche Aufklärung einzelner strittiger Punk- 
te auf rd. 267 000 DM ermäßigt hat. Er ist inzwi- 
schen dem Bund wieder zugeführt worden. 

Zu Nr. 173 und 174 

Zu den in den Bemerkungen zusammengefaßten 
Prüfungsfeststellungen und Schlußfolgerungen zu 
Nr. 157 bis 172 wird der Ausschuß ergänzend unter- 
richtet, daß die in den Bemerkungen dargestellten 
negativen Erfahrungen im Zusammenhang mit der 
Übertragung von Aufgaben auf freischaffende Mit- 
arbeiter bei der Durchführung von Baumaßnahmen 
des Bundes am 5./6. Juni 1973 im Arbeitsausschuß 
der Finanzbauverwaltungen der Länder für die 
Richtlinien für die Durchführung von Bauaufgaben 
des Bundes (RBBau) ausführlich erörtert und allge- 
mein bestätigt worden sind. Der für die Bauaufga- 
ben des Bundes nunmehr verantwortliche Bundes- 
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau wolle die einzelnen Tatbestände durch die Län- 
der zunächst durch Fragebogen erfassen lassen und 
die Ergebnisse auswerten. Es sei zu erwarten, daß 
die einschlägigen Bestimmungen der RBBau überar- 
beitet und geändert werden. 

Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung zustim- 
mend Kenntnis. Er erwartet, daß der nunmehr zu- 
ständige Bundesminister für Raumordnung, Bauwe- 
sen und Städtebau durch geeignete Maßnahmen si- 
cherstellt, daß künftig die freischaffenden Mitarbei- 
ter ihre Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen. Der 
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Ausschuß spricht außerdem die Erwartung aus, daß 
die zuständigen Bauverwaltungen ihrer Aufsichts- 
pflicht stärker als bisher nachkommen. Der Bundes- 
minister wird ersucht, dem Ausschuß über die ver- 
anlaßten Maßnahmen bis zum 1. April 1975 zu be- 
richten. 

Zu Nr. 175 bis ISO 

Dem Ausschuß wird ein Überblick über den techni- 
schen Ablauf und die Ergebnisse der Experimental- 
entwicklungen von Tragflügelbooten als Schnell- 
boote seit dem Aufbau der Marine gegeben. Seit- 
dem in den USA inzwischen Entwicklungen fort- 
schrittlicher Art herangereift sind, hat das Interes- 
se, das alte Prinzip weiterzuentwickeln, nachgelas- 
sen. Weiterentwicklungen würden jetzt nicht mehr 
in eigener Regie, sondern zusammen mit den 
NATO-Partnern Italien und den USA betrieben. 
Sonstige Vorhaben experimenteller Art betreibe die 
Marine gegenwärtig nicht. Das Ressort teilt dem 
Ausschuß mit, daß, nachdem nach einer entspre- 
chenden Entscheidung das Boot zur Aussonderung 
freigegeben worden war und es nicht gelang, das 
Boot insgesamt zu verkaufen, hat man die vorhan- 
denen und noch nicht zusammengebauten Einzeltei- 
le über die VEBEG auf dem Markt angeboten und 
für insgesamt etwas über 900 000 DM verkaufen 
können. 

Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung des Bun- 
desrechnungshofes zustimmend Kenntnis. Er teilt 
die Auffassung des Bundesrechnungshofes, daß der 
Bundesminister der Verteidigung das Projekt hätte 
zügiger abwickeln und das halbfertige Boot schon 
wesentlich früher hätte ausmustern und verwerten 
lassen sollen und mißbilligt das wenig wirtschaftli- 
che Verfahren. 

Zu Nt. m bis 203 

Nach eingehender Erörterung des vom Bundesrech- 
nungshof und vom Bundesminister der Verteidi- 
gung dargestellten Sachverhalts stimmt der Aus- 
schuß mit dem Bundesrechnungshof darin überein, 
daß die Vorbereitung der Entscheidung, mehrere 
Flugzeugtypen senkrecht- und kurzstartfähiger 
Kampf- und Transportflugzeuge neben- und nach- 
einander zu entwickeln nicht ausreichend war, um 
Kosten zu vermeiden, die bei nachträglicher Be- 
trachtung zum Teil nicht gerechtfertigt erschei- 
nen. 

Da aus diesem Geschehen nach den Darlegungen 
des Ressorts seit 1968 die Konsequenzen gezogen 
worden sind, die in dem Rahmenerlaß vom 28. Ja- 
nuar 1971 ihren Niederschlag gefunden haben, kön- 
nen die weiteren Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes als erledigt angesehen werden. 

Der Aussschuß erwartet, daß sich der Bundesmini- 
ster der Verteidigung nur auf zielorientierte Ent- 
wicklung von Waffensystemen beschränkt. 

Zu Nr. 204 bis 210 

Das Ressort unterrichtet den Ausschuß über die in- 
zwischen veranlaßten Maßnahmen. Die Wartungs- 
verträge würden nunmehr zentral vom Bundesamt 


für Wehrtechnik und Beschaffung nach einheitli- 
chen Richtlinien durchgeführt. Auch zu den Be- 
triebsabrechnungen sind inzwischen Richtlinien er- 
gangen. Weiterhin sind Richtlinien über das Ver- 
fahren für die Planung aufgrund einer Konzeption 
von Rechenanlagen für den wehrtechnischen Be- 
reich herausgegeben worden. Zur Heranbildung 
von EDV-Personal ist Mitte der 60er Jahre damit 
begonnen worden, Kurse bei der Akademie für 
Wehrtechnik und Verwaltung einzurichten. Da- 
durch ist zweifellos eine Verbesserung eingetreten. 
Hinsichtlich des Verbrauchsmaterials sind die Er- 
probungsstellen nochmals nachdrücklich darauf 
hingewiesen worden, die bestehenden Rahmenver- 
träge zu beachten. In der Vergangenheit ist es vor- 
gekommen, daß die Rahmenverträge nicht alles Ma- 
terial abdeckten, was benötigt worden ist, so daß 
Spezialverträge abgeschlossen werden mußten. 

Das Ressort vertritt die Auffassung, daß die Be- 
triebssysteme und Compiler der heute vorhandenen 
EDV-Anlagen deutscher Hersteller durchaus ausrei- 
chend sind und auch sehr umfangreich im Hoch- 
schulbereich eingesetzt werden. Auch bezüglich 
der Software-Leistungen hat sich die Situation der 
deutschen Rechnerhersteller verbessert. Die inzwi- 
schen verbesserte und mit ausländischen Produkten 
vergleichbare Leistungsfähigkeit der deutschen 
Verarbeitungssysteme wird vom Bundesrechnungs- 
hof bestätigt. 

Der Ausschuß stellt aufgrund der Ausführungen 
fest, daß sich das Ressort bemüht, die Ursachen für 
die Beanstandungen des Bundesrechnungshofes zu 
beseitigen und zum Teil durch entsprechende Maß- 
nahmen behoben hat. 

Der Ausschuß nimmt von den Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes zustimmend Kenntnis und 
spricht die Erwartung aus, daß der Bundesminister 
beim Einsatz elektronischer Datenverarbeitungsan- 
lagen auch bei Erprobungsstellen und anderen Stel- 
len im wehrtechnischen Bereich der Bundeswehr si- 
cherstellt, daß künftig 

1. die allgemeinen gültigen Beschaffungsgrundsät- 
ze beachtet werden, insbesondere auch dann, 
wenn Datenverarbeitungsanlagen aus Mitteln 
für Forschung und Entwicklung beschafft wer- 
den, 

2. rechtzeitig sachgerechte Wartungsverträge ab- 
geschlossen werden, 

3. Verbrauchsmaterial so weit wie möglich bei Fir- 
men beschafft wird, mit denen Rahmenverträge 
abgeschlossen worden sind, 

4. alsbald einheitliche Richtlinien und Dienstan- 
weisungen herausgegeben werden, 

5. in ausreichendem Umfang Fachpersonal — ggf. 
durch Heranbildung eigener Nachwuchskräfte — 
bereitgestellt wird. 

Zu Nr. 211 bis 213 

Der Ausschuß spricht sich dafür aus, die positiven 
Aspekte gewisser Einsätze in die Beurteilung einzu- 
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beziehen. Hier und da müsse abgewogen werden, 
ob die eine oder andere Maßnahme geeignet ist, im 
Interesse der Bundeswehr auf die breite Öffentlich- 
keit oder besonders anzusprechende Bevölkerungs- 
gruppen einzuwirken und einen positiven Eindruck 
hinterläßt. 

Das Ressort weist darauf hin, die Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes resultieren aus einer Zeit, 
als der Begriff der Öffentlichkeitsarbeit auf dem 
Erlaßwege noch nicht abgesteckt war. Inzwischen 
sind 15 Erlasse herausgegeben worden, die das Tä- 
tigwerden der einzelnen Kommandeure auf dem Ge- 
biet der Öffentlichkeitsarbeit so einengen, daß ein 
Fehlverhalten, wie es früher festgestellt werden 
konnte, praktisch nicht mehr möglich ist. Die Defi- 
nition des Begriffs Öffentlichkeitsarbeit ist inzwi- 
schen auch Inhalt eines Erlasses aus dem Jahre 
1972 geworden, der sich mit dem Einsatz der Mittel 
für die Öffentlichkeitsarbeit befaßt. Ein weiterer Er- 
laß, der im Entwurf vorliegt, werde ebenfalls den 
Begriff Öffentlichkeitsarbeit klarstellen. Der erstge- 
nannte Erlaß von 1972 enthält auch einen Katalog 
der Einsatzmöglichkeiten der Bundeswehr bei be- 
stimmten Aufgaben, die sie im Rahmen der Öffent- 
lichkeitsarbeit wahrnimmt. Ein Katalog aller mögli- 
chen Einzeltätigkeiten auf dem Gebiet der Öffent- 
lichkeitsarbeit, wie es der Bundesrechnungshof vor- 
geschlagen hat, könne aber nicht aufgestellt wer- 
den. 

Der Ausschuß geht davon aus, daß der Bundesmini- 
ster der Verteidigung seine Bemühungen fortsetzt, 
entsprechend den Hinweisen des Bundesrechnungs- 
hofes anhand von Beispielen möglichst klar und 
praktikabel zu bestimmen, was unter den Begriff 
der Öffentlichkeitsarbeit fällt. 

Der Ausschuß ersucht den Bundesminister der Ver- 
teidigung, die Anregungen des Bundesrechnungsho- 
fes bei der Herausgabe der Zentralen Dienstvor- 
schrift über die Friedenssondereinsätze der Bundes- 
wehr zu berücksichtigen und diese Vorschrift dem 
Ausschuß zu gegebener Zeit vorzulegen. 

Einzelplan 23 — Bundesminister für wirtschaftiiche 
Zusammenarbeit — 

Zu Nr. 214 bis 222 

Der Haushaltsausschuß hat anläßlich der Haus- 
haltsberatungen bereits Konsequenzen aus den Be- 
merkungen des Bundesrechnungshofes gezogen. 
Dies bezieht sich auf den gesamten Bereich der 
Ausbildung im Zusammenhang mit der Konzentra- 
tion der Ausbildungsstätten. Der Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit ist der Auffor- 
derung nachgekommen, sich für die Konzentration 
an einer Stelle in Berlin einzusetzen. Die Ausbil- 
dungsstätte in Wächtersbach wird vom Bundesmi- 
nister für wirtschaftliche Zusammenarbeit nicht 
mehr benutzt. Der Haushaltsausschuß hat außerdem 
z. B. im Personalbereich, in den Fällen, wo Doppel- 
arbeit in der Ausbildungsabteilung der Zentrale 
und in den einzelnen Ausbildungsstätten festge- 
stellt werden konnte, anläßlich der Haushaltsbera- 


tungen 1971 und 1972 kw-Vermerke aus gebracht. 
Die entsprechend ausgewiesenen Stellen sind in- 
zwischen eingespart worden. Darüber hinaus geht 
der Bundesrechnungshof zu recht davon aus, daß 
die Zahl der Entwicklungshelfer in starkem Maße 
rückläufig ist. Während früher in den Erläuterun- 
gen zu Kap. 23 02 Tit. 686 10 von einer mittelfristi- 
gen Zielgröße von 1 500 Entwicklungshelfern aus- 
gegangen worden ist, sind z. Z. knapp 800 Entwick- 
lungshelfer im Einsatz. Der Haushaltsausschuß hat 
dann seinerzeit die voraussichtliche Zahl der frei- 
willigen Entwicklungshelfer auf 1 000 reduziert. 
Aufgrund der Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes ist hervorzuheben, daß im Zusammenhang 
mit der Vorlage zur Konzentration des DED in Ber- 
lin auch dargelegt wird, wie das Ministerium die 
Zukunftsaussichten des DED als einen sozial enga- 
gierten Fachdienst ansieht. Im Zusammenhang mit 
der Konzentration des DED in Berlin muß im Aus- 
bildungs- und Verwaltungsbereich bei den bevor- 
stehenden Haushaltsberatungen klargelegt werden, 
wie die Zukunftsaussichten für die Tätigkeit des 
DED im Ausland eingeschätzt werden. 

Der Ausschuß nimmt die Bermerkungen des Bun- 
desrechnungshofes zustimmend zur Kenntnis und 
behält sich vor, die noch offenen Fragen demnächst 
im Haushaltsausschuß zu klären. 

Einzelplan 27 — Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen — 

Zu Nr. 223 bis 227 

Der Ausschuß stellt fest, das Ministerium hat auf- 
grund der Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 
anerkannt, daß Maßnahmen durchgeführt werden 
müssen, um die Rückstände abzubauen und zuge- 
sagt, daß es sich darum bemühen wird, den An- 
schluß an die üblichen Prüfungszeiträume zu fin- 
den. Der Bundesrechnungshof hat in seinen Bemer- 
kungen festgehalten, daß er die Angelegenheit wei- 
ter verfolgen wird. 

Der Ausschuß nimmt die Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zustimmend zur Kenntnis und er- 
sucht den zuständigen Bundesminister nunmehr 
nachdrücklich dafür zu sorgen, daß die Rückstände 
bei der Prüfung der Abrechnungen und Verwen- 
dungsnachweise aufgearbeitet werden und keine 
neuen Rückstände entstehen. 

Einzelplan 31 — Bundesminister für Biidung und 
Wissenschaft — 

Zu Nr. 228 

Es handelt sich um die Einführung zu den Prüfungs- 
feststellungen des Bundesrechnungshofes. 

Zu Nr. 229 

Der Ausschuß nimmt die bisherigen und weiteren 
Bemühungen des Ressorts, die Zahl der institutio- 
neil geförderten Einrichtungen zu verringern, zur 
Kenntnis. Bestimmte Einrichtungen werden im lau- 
fenden Jahr in die Projektförderung übernommen. 
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Der Ausschuß beabsichtigt, die Feststellungen des 
Bundesrechnungshofes zu unterstützen und in den 
Berichterstatterbesprechungen sowie bei den Haus- 
haltsberatungen darauf zu drängen, daß die Bestre- 
bungen in dieser Richtung fortgesetzt werden. Der 
Bundesrechnungshof wird die weitere Entwicklung 
beobachten und — sofern erforderlich — erneut be- 
richten. 

Zu Nr. 230 

Der Bundesminister hat mit der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft eine Regelung vereinbart, 
nach der diese einen Teil der Förderungsmaßnah- 
men übernommen hat. 

Der Ausschuß unterstützt die Auffassung des Bun- 
desrechnungshofes, diese Regelung bei Bewährung 
weiter auszubauen und ersucht den Bundesrech- 
nungshof, die weitere Entwicklung zu beobachten. 

Zu Nr. 231 

Der Ausschuß stellt die Übereinstimmung zwischen 
Ressort und Bundesrechnungshof fest. Nach dem 
Grundsatz, der in den vorläufigen Verwaltungsvor- 
schriften zur BHO niedergelegt ist, muß alles das, 
was vorhersehbar an Einnahmen und Ausgaben zu 
erwarten ist, in dem Wirtschaftsplan erfaßt sein. 
Das hat zunächst zur Folge, daß während des Voll- 
zugs überraschend auftretende Notwendigkeiten 
durch Projektförderung finanziert werden müssen. 
Hiergegen hat der Bundesrechnungshof keine Ein- 
wände erhoben. Ebensowenig hat der Bundesrech- 
nungshof etwas dagegen einzuwenden, daß die in- 
stitutioneile Förderung abgebaut und durch eine 
Projektförderung ersetzt wird, weil man dann ge- 
zielter und planmäßiger forschen könne. Das Res- 
sort hat eingesehen, daß die in den Bemerkungen 
genannten zwei Fälle ungeeignet sind. 

Zu Nr. 232 

Der Ausschuß stellt fest, daß der Bundesminister 
inzwischen dazu übergegangen ist, in der vom Bun- 
desrechnungshof gewünschten Weise zu verfah- 
ren. 

Zu Nr. 233 

Der Ausschuß nimmt die Zusage des Bundesmini- 
sters zur Kenntnis, die Anregung des Bundesrech- 
nungshofes so weit wie möglich zu beachten. Das 
Ressort stimmt im Prinzip mit dem Bundesrech- 
nungshof darin überein, daß das Ausschreibungs- 
verfahren auch bei Zuwendungsempfängern in al- 
len dafür in Betracht kommenden und geeigneten 
Fällen analog nach der VOL praktiziert werden 
soll. 

Zu Nr. 234 

Die Bemerkung enthält den allgemeinen Hinweis 
auf die Prüfungsfeststellungen in der folgenden 
Nummer 235. 

Zu Nr. 235 a 

In der Bemerkung wird die Frage des vorzeitigen 
Abrufs von Mitteln zum Ende des Jahres angespro- 


chen, die in Wirklichkeit in jenem Jahr nicht mehr 
benötigt werden. Die hier genannte Max-Planck-Ge- 
sellschaft hat zugesagt, das bisherige Verfahren zu 
verbessern. Der Bundesrechnungshof hofft, daß in 
den weiteren Verhandlungen gewisse Erfolge er- 
zielt werden können. 

Zu Nr. 235 b 

Der Ausschuß stellt fest, daß sich die Max-Planck- 
Gesellschaft nach jahrelangem Drängen bereit er- 
klärt hat, den Wünschen des Bundesrechnungshofes 
Rechnung zu tragen. 

Zu Nr. 235 c 

Der Ausschuß stellt unter Hinweis auf die Angaben 
in der Bemerkung fest, daß der Empfehlung des 
Bundesrechnungshofes entsprochen worden ist. 

Zu Nr. 235 d 

Der Bundesrechnungshof beabsichtigt, den gesamten 
Werkstattbereich der Max-Planck-Gesellschaft zu 
überprüfen. 

Der Ausschuß ersucht den Bundesrechnungshof, die 
Angelegenheit weiter zu verfolgen. 

Zu Nr. 235 e 

Mit Zustimmung des Ausschusses behält sich der 
zuständige Berichterstatter vor, die Durchsetzung 
der Regeln der öffentlichen Haushaltsführung bei 
den Instituten der Max-Planck-Gesellschaft in den 
Berichterstatterbesprechungen und bei den Haus- 
haltsberatungen herbeizuführen. 

Zu Nr. 235 i 

Der Ausschuß schließt sich den Ausführungen des 
Bundesrechnungshofes und der Fachressorts in 
Nr. 235 f) an und behält sich vor, bei den Haus- 
haltsberatungen hinsichtlich der Personalausstat- 
tung Konsequenzen zu ziehen, um eine bessere 
Kontrolle zu ermöglichen. 

Zu Nr. 236 a 

Das Ressort hat erreicht, daß die Berichterstatter- 
gruppe und insofern auch der Bund-Länder-Verwal- 
tungsausschuß künftig festlegt, in welchem Rahmen 
Bewilligungen zu Lasten der kommenden Haus- 
haltsjahre ausgesprochen werden sollen. Außerdem 
soll die Deutsche Forschungsgemeinschaft künftig 
zweimal jährlich in den Berichterstatterbesprechun- 
gen Auskunft über den jeweiligen Stand der Ver- 
pflichtungen geben. Der Bundesrechnungshof hält 
die vorgetragene Regelung für angemessen. 

Der Ausschuß nimmt die getroffenen Maßnahmen 
zustimmend zur Kenntnis. 

Zu Nr. 236 b 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft hat die 
Nachteile der angesprochenen Maßnahmen inzwi- 
schen durch entsprechende rechtliche Vereinbarun- 
gen ausgeglichen. 

Der Ausschuß erklärt die Bemerkung aufgrund der 
getroffenen Vereinbarung für erledigt. 
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Zu Nr. 236 c 

Nachdem ein umfassendes Förderungsprogramm für 
Information und Dokumentation ausgearbeitet wor- 
den ist, wird eine bessere Kontrolle der For- 
schungsvorhaben gewährleistet. Durch die neue Re- 
gelung ist zu erwarten, daß die Dokumentations- 
stellen künftig vor jeder Antragstellung in An- 
spruch genommen werden. 

Der Ausschuß spricht sich für eine stärkere Inan- 
spruchnahme der vorhandenen Dokumentationsstel- 
len für die Beurteilung von Forschungsvorhaben 
aus. 

Zu Nr. 236 d 

Der Ausschuß erwartet unter Hinweis auf die 
Prüfungsfeststellungen, daß das Verfahren entspre- 
chend den Anregungen des Bundesrechnungshofes 
umgestellt wird. 

Zu Nr. 236 e 

Der Ausschuß nimmt davon Kenntnis, daß den Hin- 
weisen des Bundesrechnungshofes nach Abschluß 
des Forschungsvorhabens entsprochen werden 
soll. 

Zu Nr. 236 f 

Der Ausschuß nimmt zur Kenntnis, daß die Deut- 
sche Forschungsgemeinschaft zugesagt hat, die Ab- 
rufrichtlinien des Bundes künftig zu beachten. 

Zu Nr. 237 

Bei einigen Zuwendungsempfängern gilt der Bun- 
desangestelltentarif (BAT), wonach Angestellte 
nach einer bestimmten Beschäftigungszeit unkünd- 
bar werden. Andere Zuwendungsempfänger haben 
dagegen Arbeitsverträge abgeschlossen, in denen 
diese Bestimmung des BAT ausdrücklich ausge- 
schlossen ist. Auf Anregung des Bundesrechnungs- 
hofes hat das Ressort zugesagt, eine einheitliche 
Regelung zu erörtern. Das Bundesfinanzministerium 
hat sich unter Hinweis auf die nachteiligen Folgen 
gegen eine einheitliche Regelung bei allen Zuwen- 
dungsempfängern ausgesprochen. 

Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung des Bun- 
desrechnungshofes und den Ausführungen der Res- 
sortvertreter Kenntnis. 

Zu Nr. 238 

Der Ausschuß nimmt die Mitteilung zur Kenntnis, 
daß künftig auf den Forschungsschiffen einheitlich 
der höchste Satz gezahlt werden soll, nachdem die 
Klagen der an Bord tätigen Wissenschaftler über 
die unterschiedliche Höhe der Aufwandsentschädi- 
gung unüberhörbar geworden sind. 

Zu Nr. 239 

Nach einem vorläufigen Ergebnis haben am Stich- 
tag, dem 15. September 1973, beim Ressort bei den 
Zuwendungen auf Ausgabenbasis 240 Zuwendungs- 
empfänger den Verwendungsnachweis noch nicht 
erbracht, 700 Sachberichte sind vom Ressort noch 
nicht geprüft worden. Bei den Zuwendungen auf 
Kostenbasis haben 150 Zuwendungsempfänger den 


Verwendungsnachweis noch nicht vorgelegt, 500 
Berichte über das sachliche Ergebnis und 800 Be- 
richte waren kostenmäßig vom Ressort noch nicht 
überprüft. Bei 430 Fällen war die Prüfung durch die 
Preisprüfungsstellen noch nicht erfolgt. 

Der Ausschuß nimmt die Bemerkungen zustimmend 
zur Kenntnis und behält sich vor, die Angelegen- 
heit bei den Haushaltsberatungen anzusprechen. 

Zu Nr. 240 bis 267 

Im Ausschuß wird die neue Konzeption der Gesell- 
schaft für Mathematik und Datenverarbeitung vor- 
getragen. Nach dem Vorschlag des Bundesministe- 
riums für Forschung und Technologie werden sich 
die Aufgaben der Gesellschaft nunmehr an zwqi 
Zielgruppen orientieren, nämlich der öffentlichen 
Verwaltung, sowie der Wissenschaft und Wirt- 
schaft. In der letzteren sei als besondere Teilziel- 
gruppe die neugebildete europäische EDV-Indu- 
strie, soweit sie die Kooperation der deutschen mit 
ausländischen Firmen betreffen, enthalten. Hier 
würden weitreichende, zukunftsorientierte Entwick- 
lungen betrieben. Die Gesellschaft soll mit dafür 
eingesetzt werden, im Vorfeld der Industrie sozusa- 
gen die Grundlage für neue Rechnerentwicklun- 
gen zu legen. In dem Vorschlag sei die Kommuni- 
kation mit diesen Zielgruppen stärker als bisher 
herausgehoben worden. Die Gesellschaft habe in 
der Vergangenheit zu sehr in der Isolation gestan- 
den. Im Jahre 1973 habe die öffentliche Verwaltung 
einen Arbeitsausschuß zur Koordinierung der An- 
forderungen der öffentlichen Verwaltung an die 
Gesellschaft konstituiert. Hier würden die An- 
träge zur Durchführung von gemeinsamen Ent- 
wicklungsprojekten von Verwaltung und Gesell- 
schaft beraten, Prioritäten gesetzt und Empfeh- 
lungen an die Geschäftsführung gegeben, was 
durchgeführt oder zurückgestellt werden soll. Dem 
genannten Ausschuß gehören einige Bundesres- 
sorts, das Land Nordrhein-Westfalen stellvertretend 
für den Länderbereich und die kommunalen Spit- 
zenverbände vertreten durch die kommunale Ge- 
meinschaftsstelle für Datenverarbeitung an. Zur 
weiteren Kommunikation mit den Zielgruppen wer- 
de auch die beabsichtigte Einrichtung von ständi- 
gen Industriebeiräten beitragen, mit denen die Ge- 
sellschaft ihr Arbeitsprogramm zu diskutieren und 
Zwischenergebnisse zu erzielen habe und wo eine 
Übereinstimmung erfolgen soll, was sinnvoll und 
richtig sei. Der Schwerpunkt der Aufgaben werde 
bei der Forschung und Entwicklung liegen. Die 
Großforschungseinrichtung solle darüber hinaus 
auch Dienstleistungen für die öffentliche Hand er- 
bringen, die mit Forschung und Entwicklung nicht 
im Zusammenhang stehe. Die Forschung und Ent- 
wicklung umfasse im einzelnen die Beratung für 
die öffentliche Verwaltung und die Mitwirkung in 
deren Projekten, um u. a. programmtechnische Be- 
ratung, Analysen und Prognosen sowie Entschei- 
dungshilfen zu erbringen. Der Dienstleistungssektor 
werde die Bereitstellung einer subsidiären Rechen- 
kapazität für die Bundesverwaltung umfassen, um zu 
verhindern, daß sich jeder einen Rechner zulegt, 
der nicht ausgenutzt werden könne. Gleichzeitig 
sollen hier bestimmte Techniken vereinheitlicht wer- 
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den, um das babylonische Sprachgewirr, das in der 
Datenverarbeitung vorherrscht, in der Bundesver- 
waltung wenigstens nicht mehr weiter auszubauen. 
Außerdem komme die Aus- und Fortbildung hinzu, 
die sich stärker als in der Vergangenheit von der 
universitätsbezogenen Ausbildung absetzt, indem 
sie einmal die aufstockende Ausbildung bei Behör- 
denbediensteten als EDV-Fachkräfte und zum ande- 
ren einen Ausbildungsmodul für die Ausbildung 
von Beamten im gehobenen Dienst während ihrer 
Grundausbildung zum Ziele habe. Als Dienstlei- 
stung sei noch zu nennen das Management von 
Förderungsprojekten, durch die ein einheitliches 
und straffes Verfahren mit Terminplanungen und 
sinnvollen Vorhaben erreicht werden soll. Schließ- 
lich sei zu erwähnen die Mitwirkung in Standardi- 
sierungsfragen und Normungsfragen, denn die Ge- 
sellschaft sei inzwischen in einer Reihe von Fach- 
normenausschüssen der EDV tätig. Dies werde 
auch von der Industrie begrüßt, weil die deutsche 
Aktivität mit dazu führe, daß bestimmte EDV-Ent- 
wicklungen, die in Europa durchgeführt werden, 
wenigstens bei der Normung keine Beschränkung 
erfahren. Ein weiterer Vorschlag betreffe die Finan- 
zierung der Gesellschaft. Diese soll demnach nicht 
mehr vollständig aus der Grundfinanzierung beste- 
hen. Die Verwaltungsprojekte, die die Verwaltung 
an die Gesellschaft heranträgt, sollen von der Ver- 
waltung bezahlt werden. Hierfür würden die haus- 
haltstechnischen Voraussetzungen aber nicht vor 
1975 gegeben sein. Aufgrund dieses Vorhabens 
werde ein besseres Auftraggebermanagement bei 
den Behörden erhofft, wobei auch zu prüfen sei, ob 
man die Gesellschaft zur Forschung in Anspruch 
nehme oder an einen software-'Hersteller herantre- 
ten soll, der die Entwicklung und Produktion lei- 
sten könne. Die neue Aufgabenstellung habe Kon- 
sequenzen auf die Organisation der Gesellschaft. 
Hierzu werde in der bevorstehenden Sitzung des 
Aufsichtsrates auch ein Organisationsvorschlag 
vorgelegt werden, der einem Vorstandsmodell folge, 
wonach vier Vorstandsmitglieder vorgesehen seien. 
Der Vorstandsvorsitzende, dem der Stab der Ge- 
sellschaft unterstehe, soll die Koordinierung und 
Richtlinienkompetenz haben. Neben dem üblichen 
verwaltungstechnischen Vorstand soll es zwei tech- 
nische Vorstandsmitglieder geben, wobei der eine 
den Vorstandsbereich der inneren Angelegenheiten 
der Datenverarbeitung u. a. Rechenstruktur und Be- 
triebssysteme und der andere Bereich der äußeren 
Angelegenheiten u. a. Planungs- und Entschei- 
dungssystem, verwaltungswirtschaftliche Anwen- 
dung, Rechtswesen und Ausbildung umfasse. Ge- 
genüber dem alten Modell werde die Abteilung für 
Behördenprojekte nicht mehr enthalten sein. Es soll 
künftig von der anwendungsorientierten Grundla- 
genforschung bis hin zu den Projekten ein deutli- 
cher Innovationsweg vorhanden sein, der von den 
Projekten her gewissermaßen mit einem Rückkop- 
pelungseffekt wiederum Anregungen für die Ziel- 
strukturen der Grundlagenforschung zur Folge 
habe. Dies werde nur erreicht, wenn sich die ge- 
samte Gesellschaft auch den Verwaltungsprojekten 
öffne. Ansprechpartner der Verwaltung soll nun- 
mehr im Prinzip die Gesellschaft als ganzes und 
nicht mehr eine eigene Behördenabteilung sein. 


Nach der Diskussion über die Aufgabenstellung 
werde es darauf ankommen, die grundsätzlichen 
Vorstellungen zu operationalisieren. Das werde 
auch wegen der personellen Konsequenzen nicht 
von heute auf morgen geschehen können, zumal 
aus bisher drei mathematischen Instituten nunmehr 
ein Institut geschaffen werden soll. Die Gesell- 
schaft für Mathematik und Datenverarbeitung sei 
heute nicht mehr die, die der Bundesrechnungshof 
in den Jahren 1968 bis 1971 kritisiert habe. Eine 
Wende in der Entwicklung der Gesellschaft sei im 
Jahre 1970 mit dem Wechsel des Geschäftsführers 
eingetreten. Die Auswirkungen der neuen Gesell- 
schaftspolitik, die mehr anwendungsbezogen sei, 
habe sich in dem Prüfungszeitraum des Bundesrech- 
nungshofes noch nicht voll niederschlagen können. 
Es sei noch zu bedenken, daß die Gewinnung von 
praxisorientiertem Personal oder sogar von sol- 
chem mit Verwaltungskenntnissen ungleich schwie- 
riger sei, als die Gewinnung eines Wissenschaftlers 
im Grundlagenbereich. Insofern liege das Personal- 
Ist noch unter dem Soll. Das Ressort sei sich mit 
der Gesellschaft darin einig, in der Auswahl des 
Personals aufgrund der neuen Aufgabenstellung sehr 
sorgfältig zu verfahren. Der Stellenplan der Gesell- 
schaft sei seit 1971 praktisch feststehend. Die noch 
nicht besetzten Stellen seien der ursprünglichen 
Zuordnung zu Instituten und Abteilungen entzogen 
und in einem Pool der Geschäftsführung zur Verfü- 
gung gestellt worden. Die Geschäftsführung gibt 
Stellen nur im Einzelfall und nach Beschluß des 
Aufsichtsrates frei. Insofern schlage nunmehr die 
Neuordnung der Gesellschaft bis in die Personalpo- 
litik durch. Der Bundesrechnungshof stimmt allge- 
mein der aufgezeigten Entwicklungstendenz zu. In 
der allgemeinen Zustimmung des Bundesrechnungs- 
hofes ist aber eine Zustimmung zu den Mehranfor- 
derungen noch nicht enthalten. Nach Mitteilung 
des Ressorts sollen die Mittel von 1973 auf 1974 
von 33,4 Millionen DM auf 43,7 Millionen DM auf- 
gestockt werden. 

Der Ausschuß nimmt die Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zur Kenntnis. Die vorgetragene 
neue Konzeption der Gesellschaft soll anläßlich der 
Haushaltsberatungen zur Erörterung gestellt wer- 
den, 

Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung — 

Zu Nr. 268 bis 271 

Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung zustim- 
mend Kenntnis und anerkennt das dargestellte posi- 
tive Ergebnis der Einsparungen aufgrund der Anre- 
gungen des Bundesrechnungshofes. 

Zu Nr. 272 bis 275 

Das zuständige Ressort hat ausgeführt, daß nach 
den letzten vorliegenden Berichten über Erprobun- 
gen durch Dienststellen der Bundeswehr in Zusam- 
menarbeit mit dem Bundesverkehrsministerium sehr 
positive Ergebnisse erzielt worden sind. Die Fest- 
stellungen der Fachleute der Bundeswehr gingen 
dahin, daß mit der angesprochenen Entmagnetisie- 
rungsanlage zukunftsträchtige Entwicklungen noch 
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fortgeführt werden können, deren Wert noch gar 
nicht abzusehen ist. 

Der Ausschuß geht aufgrund der Ausführungen des 
Ressorts davon aus, daß es sich hier um ein Be- 
schaffungsvorhaben handelt, das anders als es der 
Bundesrechnungshof beanstandet hat, in technischer 
und finanzieller Hinsicht nach dem damaligen Wis- 
sensstand entwickelt worden ist. Mit dem Ersuchen 
an das Ressort sicherzustellen, daß bei solchen 
Vorhaben künftig sämtliche entscheidenden Fragen 
technischer und finanzieller Art vor Baubeginn aus- 
reichend geklärt und Erfahrungen von Dienststellen 
anderer Ressorts in vollem Umfang berücksichtigt 
und verwertet werden, wäre dem Anliegen des 
Bundesrechnungshofes Rechnung getragen. 

Der Bundesrechnungshof hält dem entgegen, seine 
Bemerkung sei primär darauf zurückzuführen, daß 
man hier zu schnell in ein Verfahren eingestiegen 
sei, bevor die technischen Einzelheiten restlos ge- 
klärt waren, und daß dadurch Kostensteigerungen 
eingetreten sind. Der zweite Hinweis betrifft auch 
die ungenügende Kooperation zwischen Bundesver- 
kehrs- und Bundesverteidigungsministerium. Wenn 
es zutrifft, daß inzwischen eine bessere Zusammen- 
arbeit zwischen dem Ressort gewährleistet ist, dann 
ist der Zweck der Bemerkung erreicht worden. Eine 
Kenntnisnahme wäre insofern als genügende Wür- 
digung durch den Ausschuß anzusehen. 

Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung des Bun- 
desrechnungshofes Kenntnis. Der Bundesminister 
für Verkehr wird ersucht sicherzustellen, daß bei 
ähnlichen Vorhaben künftig sämtliche Fragen tech- 
nischer und finanzieller Art vor Baubeginn ausrei- 
chend geklärt und Erfahrungen von Dienststellen 
anderer Ressorts in vollem Umfang berücksichtigt 
und verwertet werden. 

Allgemeine Finanzverwaltung 

Zu Nr, 276 

Der Ausschuß nimmt die Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zur Kenntnis. Die Frage der Zuläs- 
sigkeit von Leertiteln im Haushaltsplan soll anläß- 
lich einer Stellungnahme des Bundesrechnungsho- 
fes im Haushaltsausschuß grundsätzlich zur Erörte- 
rung gestellt werden. 

Die Betätigung bei Unternehmen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit 

Zu Nr. 277 

Der Ausschuß hat sich wiederholt mit der Frage be- 
faßt, welche Ziele der Bund mit seiner Beteiligung 
bei Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit 
verfolgt. 

Nach den Darlegungen des Bundesrechnungshofes 
wird das seinerzeit erwogene Konzept, eine Hol- 
dingsgesellschaft zwischenzuschalten, anstatt die 
einzelnen Beteiligungen weiter selbst zu verwalten, 
vom Bundesminister der Finanzen nicht mehr ver- 
folgt. Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
wird der Einfluß des Bundes grundsätzlich durch 
jede Zwischenschaltung eines neuen Unternehmens 


vor die vorhandenen Beteiligungen geschwächt, 
weil Transaktionen eher fern vom Haushalt stattfin- 
den können und es schwieriger werde, Aktionen of- 
fen zu legen. Deshalb sollten grundsätzlich unmit- 
telbare Beteiligungen den mittelbaren vorgezogen 
werden, soweit dies der Sache nach möglich ist. 
Der zweite vom Bundesrechnungshof dargelegte 
Gesichtspunkt betrifft die Notwendigkeit einer 
Flurbereinigung, d. h. der erwähnten Rationalisie- 
rung des Beteiligungsvermögens. Die letzten Betei- 
ligungsberichte des Bundesministers der Finanzen 
führten, ausgehend von dem Jahre 1969, nach dem 
Bericht 1971 insgesamt 748 Beteiligungen an Unter- 
nehmen auf. Diese sind in den folgenden Jahren 
über 805 und 868 bis auf 885 Beteiligungen im Jahr 
1972 gestiegen. Rein numerisch bedeutet dies in- 
nerhalb von vier Jahren eine Steigerung um rd. 
18,3 V. H.. Unbeschadet einer etwaigen allgemein 
beabsichtigten Ausdehnung des Bereichs der öffent- 
lichen Wirtschaft ist zu fragen, ob es für die bisher 
angegebenen Unternehmensziele einer so großen 
Zahl von Beteiligungen für den Bund bedürfe. Es 
erscheint dem Bundesrechnungshof daher ratsam, 
wenn für jede Beteiligung des Bundes, was auch 
früheren Beschlüssen des Rechnungsprüfungsaus- 
schusses entsprechen würde, festgelegt wird, wel- 
che öffentlichen Ziele diese Beteiligungen wahrneh- 
men sollen, sowie welchen Ressortzweck und dem- 
nach welchem Ministerium sie der Sache nach zu- 
zuordnen sind. Außerdem ist dann zu entscheiden, 
inwieweit Unternehmen, auch solche weiteren Stu- 
fen, deren Beibehalten nicht mehr notwendig ist, 
veräußert, mit anderen verschmolzen oder liqui- 
diert werden sollen. Durch diese Bereinigungsarbeit 
würde mehr Transparenz, größere Übersichtlichkeit 
und insofern auch eine bessere Lenkbarkeit durch 
die Ressorts und bessere Kontrolle durch den Rech- 
nungsprüfungsausschuß und den Haushaltsaus- 
schuß erreicht. 

Im Sinne der Anregungen des Bundesrechnungsho- 
fes wird der Bundesminister der Finanzen ersucht, 
bis zu den Haushaltsberatungen 1975 einen Zwi- 
schenbericht zur Umgliederung und/oder Zusam- 
menfassung des Bundesvermogens im Beteiligungs- 
bereich vorzulegen, in dem dargelegt werden soll, 
welche Beweggründe und Ziele für im Beteiligungs- 
bereich beabsichtigte Maßnahmen im einzelnen be- 
stimmend sein sollen und inwieweit hiernach in der - 
Gliederung der Beteiligungen (Ressortzuständig- 
keit) und im Zuschnitt (Unternehmensgegenstand) 
der Unternehmen (Unternehmensgruppen) Änderun- 
gen zwecks größerer Transparenz, Übersichtlich- 
keit, stärkerer Zusammenfassung und sonstiger Ra- 
tionalisierung der Beteiligungen und ihrer Verwal- 
tung möglich sind. 

Zu Nr. 278 

Die Vorschrift in § 69 Abs. 1 BHO wird im Aus- 
schuß zur Klärung des Sachverhalts dahin gehend 
interpretiert, daß das Ministerium sich ebenso wie 
ein privater Gesellschafter Rechenschaft darüber 
ablegt, ob es mit der Führung in der Gesellschaft 
und der Tätigkeit der von ihm entsandten Auf- 
sichtsratsmitglieder zufrieden ist und ob und inwie- 
weit Maßnahmen zu ergreifen sind. Der Wirt- 
schaftsprüferbericht enthält Feststellungen positi- 
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ver und negativer Art, zu denen das Ressort Stel- 
lung nehmen kann. Bei der in Nr. 278 angesproche- 
nen Gesellschaft, die eine Art Verwaltungstätigkeit 
ausübt, waren keine schwierigen wirtschaftlichen 
Überlegungen anzustellen. Das zuständige Ressort 
sagt zu, so zu verfahren, wie es von ihm gefordert 
wird. 

Der Bundesminister des Innern wird ersucht, künf- j 
tig stets auf eine frühzeitige und wirksame Prüfung 
zu achten und den Bundesrechnungshof zeitnah 
über das Ergebnis der Prüfung zu unterrichten. 

Zu Nr. 279 \ 

Der Ausschuß spricht sich unter Hinweis auf die 
Beanstandungen des Bundesrechnungshofes für eine 
Unterrichtung des Ausschusses aus, um darüber 
diskutieren zu können, was zur Stärkung der Effek- 
tivität des angesprochenen Unternehmens unter- 
nommen werden könne. In dem Bericht sollte auf- 
grund der Erfahrungen des Ressorts dargelegt wer- j 
den, ob die bisherige Entwicklung günstig oder | 
nicht günstig verlaufen ist, ob die Ziele, die man ] 
sich ursprünglich gesetzt hat, erreicht worden sind 
oder nicht, und wie man sich den weiteren Weg 
und die weitere Entwicklung vorstellt. Die Verant- 
wortung für das Unternehmen und für den Erfolg, 
in anderen Bereichen tätig zu werden, tragen die 
Organe des Unternehmens. Da es sich aber um ein 
Bundesunternehmen handelt und der Bund immer 
wieder über den Haushalt finanzielle Unterstützung 
leisten müsse, sollte das Ressort versuchen, Rat- 
schläge hinsichtlich der Unternehmenspolitik zu 
geben. 

Der Bundesminister der Finanzen wird ersucht, im 
Sinne der Darlegungen und Vorschläge des Aus- 
schusses einen Bericht bis zu den Haushaltsbera- 
tungen 1975 vorzulegen. 

Zu Nr. 280 

Der Ausschuß beschließt, die Stellungnahme zu den 
Prüfungsfeststellungen in Nr. 280 in den zu Nr. 279 
angeforderten Bericht einzubeziehen. 

Zu Nr. 281 

Der Ausschuß geht davon aus, daß bei Unterneh- 
menszusammenschlüssen, an denen Bundesgesell- 
schaften teilnehmen, die Interessen des Bundes 
durch ausgewogene Vereinbarungen angemessen 
berücksichtigt werden und erwartet zum Sachstand 
in Nr. 281 einen Bericht, in dem auch die zentrale 
Frage einer personellen Repräsentanz des Bundes 
in den Uberwachungsorganen der Unternehmen an- 
gesprochen werden soll. 

Der Ausschuß erwägt, ob außerdem ein Gutachten 
eines unabhängigen Sachverständigen zur Gesamt- 
situation angefordert werden soll. Das Bundesfi- 
nanzministerium sollte überdenken, ob die Art der 
Organisation im zuständigen Ressort für die Wahr- 
nehmung der Interessen des Bundes in Unterneh- 
men, die ihm gehören oder an denen er beteiligt ist, 
bisher optimal gelöst sind oder ob es hier Möglich- 
keiten gibt, die zur Straffung seines Verantwor- 
tungsbereichs beitragen. Hierbei ist davon auszuge- 


hen, daß nicht nur durch personelle Mehranforde- 
rungen das Problem schon als gelöst angesehen 
werden könne. 

Der Ausschuß ersucht den Bundesminister der Fi- 
nanzen bis zu den Haushaltsberatungen 1975 im 
Rahmen der bereits zu Nr. 277 beschlossenen Ge- 
samtberichterstattung über den Sachstand zu den 
Prüfungsfeststellungen in Nr. 281 zu berichten. 

Der Ausschuß erwartet, daß künftig zu Vertretern 
des Bundes in Uberwachungsorganen nur solche 
Personen bestellt werden, die für diese Aufgabe ge- 
eignet sind und sich ausreichend ihren Pflichten in 
den Uberwachungsorganen widmen können. 

Der Ausschuß behält sich vor zu entscheiden, ob er 
außerdem ein Gutachten eines unabhängigen Sach- 
verständigen zur Gesamtsituation der Bundesbetei- 
ligungen anfordern soll. 

Zu Nr. 282 

Der Ausschuß stellt fest, daß die in der Prüfungsbe- 
merkung angesprochene Angelegenheit inzwischen 
erledigt ist und ersucht die Bundesminister der Fi- 
nanzen und für Bildung und Wissenschaft künftig 
stets zu prüfen, ob es sich bei Zuwendungsempfän- 
gern um Beteiligungen handelt und in solchen Fäl- 
len bei den Verhandlungen zu versuchen, die An- 
wendung auch der haushaltsrechtlichen Vorschrif- 
ten für Beteiligungsunternehmen nach § 67 BHO zu 
vereinbaren. 

Zu Nr. 283 

Der Bundesrechnungshof hat zur Klärung des Sach- 
verhalts angeregt, den Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 14. April 1967 zu erneuern, der die 
Bestrebungen unterstützen würde, die öffentliche 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft auf eine selbstän- 
dige wirtschaftliche Grundlage zu bringen, damit 
sie nicht von der privaten Wirtschaftsprüfungsge- 
sellschaft abhängig ist. 

Das Ressort hat demgegenüber bei der Überprüfung 
der Angelegenheit nach dem Beschluß des Deut- 
j sehen Bundestages festgestellt, daß die Rentabilität 
I der öffentlichen Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
I ohne die Zusammenarbeit mit der privaten Gesell- 
j Schaft nicht zu erreichen ist. Man müsse bei der 
I Beratung der großen Mandanten der Baurevision 
eine Zugriffsmöglichkeit zu den Kenntnissen haben, 
die bei der privaten Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft vorhanden sind. Ein Hauptgrund dafür, daß 
das Ressort an der Zusammenarbeit mit der priva- 
ten Gesellschaft festhält, liegt darin, daß man von 
dieser Gesellschaft über Gutachten Erfahrungen er- 
hält, die für die Gesetzgebungsarbeit von Nutzen 
sind. Die vom Ressort angeforderten Gutachten 
würden sehr schnell erstattet. Die Entschädigungen 
hierfür hielten sich in Grenzen. Wichtig ist, daß die 
Fachleute dem Ressort auch als Gesprächspartner 
zur Verfügung stehen. 

Der Bundesrechnungshof hat sich dafür ausgespro- 
chen, daß die Facharbeiten in der öffentlichen Ge- 
sellschaft durchgeführt werden. Die wirtschaftli- 
chen Grundlagen zwischen der privaten und der öf- 
fentlichen Gesellschaft sollten etwas gleichgewich- 
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tiger verteilt werden. Sollte dies nicht möglich 
sein, bliebe nur die Alternative, beide Gesellschaf- 
ten zu einer gesamtwirtschaftlichen Gesellschaft zu 
verschmelzen. 

Der Ausschuß ersucht den zuständigen Bundesmini- 
ster, darauf hinzuwirken, durch entsprechende Per- 
sonaleinsätze oder Umsetzungen die öffentliche Ge- 
sellschaft Zug um Zug gegenüber der privaten Ge- 
sellschaft in eine dem Gleichgewicht näher kom- 
mende Stellung zu bringen, wobei die bisherigen 
Gesichtspunkte der Rentabilität und der Qualität im 
Auge zu behalten sind. Der Bundesrechnungshof 
wird gebeten, in einem späteren Prüfungsbericht 
darzustellen, ob und inwieweit der Vollzug erfolgt 
ist. 4 

Zu Nr. 284 und 285 

Der Ausschuß ersucht den Bundesminister der Fi- 
nanzen einen Sachstandsbericht in Verbindung mit 
der zu Nr. 279 beschlossenen Berichterstattung bis 
zu den Haushaltsberatungen 1975 vorzulegen. 

Zu Nr. 286 

Nach den im Ausschuß gegebenen Erläuterungen 
wird auf die Notwendigkeit hingewiesen, den 
Grundsatz der Haushaltsklarheit und -Wahrheit zu 
befolgen. Die Überprüfung und weitere Beobach- 
tung des gesamten Komplexes wird sich darauf 
konzentrieren und beschränken müssen, die Sub- 
ventionierung in einem wirtschaftlich vertretbaren 
Rahmen zu halten. 

Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung Kenntnis 
und erwartet, daß der Bundesminister der Finanzen 
den Ausschuß weiterhin über die Entwicklung der 
Angelegenheit unterrichtet. 

Zu Nr. 287 

Der Bundesrechnungshof regt an, einen Bericht 
über den Sachstand betr. Richtlinien für das Be- 
richtswesen, für Beschaffung und Nachweis von Ge- 
räten und Vorräten sowie für die Bedarfskontrolle 
und das Werkstattwesen anzufordern. 

Das Ressort unterrichtet den Ausschuß, daß Grund- 
sätze für die Erfolgskontrolle bei rechtlich selbstän- 
digen Forschungseinrichtungen aufgestellt und 
Ende 1972 den jeweiligen Aufsichtsgremien der 
Einrichtungen zur Beschlußfassung zugeleitet wor- 
den sind. Eine Mehrzahl der Einrichtungen hat die 
Grundsätze bestätigt und auch durchgeführt. Im 
Laufe des Jahres 1973 hat das Ressort die Verfah- 
rensgrundsätze im Entwurf fertiggestellt. Diese sind 
mit den Geschäftsführern der Arbeitsgemeinschaft 
der Großforschungseinrichtungen erörtert worden. 
Es wird jetzt noch eine letzte Abstimmung vollzo- 
gen und anschließend soll die Erprobung der Maß- 
nahmen erfolgen. Hinsichtlich der Gerätewirtschaft 
soll eine Arbeitsgruppe unter Federführung des 
Bundesministeriums für Forschung und Technologie 
und mit Beteiligung des Bundesrechnungshofes ge- 
bildet werden, damit man über die wesentlichen 
Probleme bei der Gerätewirtschaft zu einer Doku- 
mentation mit Verfahrensvorschlägen für die Zu- 
kunft komme. 


Der Ausschuß ersucht den Bundesminister, über den 
Vollzug der genannten Maßnahmen einen Bericht 
vorzulegen. 

Zu Nr. 288 

Auf Fragen bestätigt das Ressort, daß die Angele- 
genheit durch Erlaß vom 23. August 1973 geregelt 
worden ist. Die Gründe für die aus der Sicht des 
Bundesrechnungshofes verzögerte Behandlung sind 
darin zu sehen, daß sowohl in der Abstimmung mit 
dem Bundesminister der Finanzen als auch inner- 
halb des Ressorts selbst über die Ausdehnung der 
Rechte des Bundesrechnungshofes auf das Sonder- 
vermögen Deutsche Bundesbahn gewisse Bedenken 
und Zweifel angebracht waren. Diese sind inzwi- 
schen beseitigt und im Sinne des Erlasses geregelt 
worden. Der Bundesrechnungshof legt dar, daß 
auch schon nach dem früheren Haushaltsrecht eine 
Möglichkeit der Prüfung durch den Bundesrech- 
nungshof gegeben war. Nur sei dies aus den dama- 
ligen Vorschriften nicht so klar hervorgegangen. 
Durch die neuen Vorschriften in § 113 in Verbin- 
dung mit den §§ 88 bis 104 BHO sind die Aufgaben 
und die Rechte des Bundesrechnungshofes eindeu- 
tig festgelegt worden. 

Der Ausschuß erklärt die Bemerkung aufgrund der 
nunmehr vom Ressort durchgeführten Maßnahmen, 
die dem Anliegen des Bundesrechnungshofes Rech- 
nung trägt, für erledigt. 

Zu Nr. 289 

Der Ausschuß hat bereits anläßlich der Beratung 
der Bemerkungen des Bundesrechnungshofes für 
die Haushaltsjahre 1968/69 — Drucksache VI/2697 
zu Nr. 280 bis 285 — • der Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes zugestimmt, daß der Bundesmini- 
ster der Finanzen die Voraussetzungen für die Be- 
teiligung des Bundes an privatrechtlichen Unter- 
nehmen gemäß § 65 BHO laufend überprüfen und 
dafür sorgen soll, daß die Bemerkungen des Bun- 
desrechnungshofes allgemein und für jede Betäti- 
gung bei Unternehmen des Bundes beachtet wer- 
den. 

Der Ausschuß hat sich Vorbehalten, die Gesamtpro- 
blematik der Beteiligung des Bundes an Unterneh- 
men mit eigener Rechtspersönlichkeit zu gegebener 
Zeit grundsätzlich zu erörtern. 

Der Bundesminister der Finanzen war außerdem er- 
sucht worden, die Hinweise für die Verwaltung 
von Bundesbeteiligungen vom 5. Juli 1963 (Druck- 
sache IV/ 1450) im Einvernehmen mit dem Bundes- 
rechnungshof den zwischenzeitlichen Gesetzesände- 
rungen anzupassen und sie dort, wo es nach den 
Erfahrungen notwendig erscheint, unter Aufrechter- 
haltung der bisherigen Grundsätze wirksamer zu 
gestalten. 

Der Ausschuß spricht erneut die Erwartung aus, 
daß die in der Schlußbemerkung Nr. 289 zusammen- 
gefaßten Feststellungen des Bundesrechnungshofes 
künftig von den für die Verwaltung der Beteiligun- 
gen zuständigen Bundesministern beachtet wer- 
den. 


21 



